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1 Einleitung 

Die Gemeinde Hellenthal beabsichtigt die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 Kuhlheck 

Pützfuhr. Die Änderung umfasst mehrere Änderungsbereiche: Änderungsbereich 1 – Aufhebung 

des Bebauungsplans im Bereich Kalberbenden, Änderungsbereich 2 – Streichung der Festset-

zungen zur sichtbaren Wandhöhe und Zulassung begrünter Flachdächer für den gesamten Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans, Änderungsbereich 3 – Kindertagesstätte, Änderungsbereich 

4 – Bereits entfallene Bäume im Bereich der Fahrbahnverengung, Änderungsbereich 5 – Aus-

weisung von drei Regenrückhaltebecken im Bereich der festgesetzten Grünflächen, z.T. auf bis-

her als Spielplatz festgesetzten Bereichen, und Änderungsbereich 6 – planungsrechtliche Be-

rücksichtigung eines Wirtschaftswegs durch Festsetzung als Verkehrsfläche besonderer Zweck-

bestimmung und Anbindung dieses Teilstücks an bestehende Wegeverbindungen. 

Die Ergebnisse der Umweltprüfung sind im vorliegenden Umweltbericht gemäß Anlage 1 zu § 2 

Abs. 4 und §§ 2a und 4c BauGB dargestellt. Grundlage der Beurteilung der Umweltauswirkungen 

sind die Artenschutzrechtliche Vorprüfung, die Begründung, die Festsetzung und die zeichneri-

schen Darstellungen zur 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 Kuhlheck Pützfuhr. 

Integriert wurde die landschaftspflegerische Begleitplanung einschließlich der Eingriffsbilanzie-

rung und der erforderlichen Kompensation. 

Den Planunterlagen ist eine artenschutzrechtliche Vorprüfung (PE Becker, 2024) und ein Maß-

nahmenkonzept Eidechsen (PE Becker, 2025a) beigefügt. Durch diese Prüfung wird gemäß § 1 

Abs. 6 Nr. 7a BauGB die Vereinbarkeit der Bauleitplanung mit den Vorschriften des Bundesna-

turschutzgesetzes zum Artenschutz geprüft. 

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans, ein-

schließlich einer Beschreibung der Festsetzungen des Plans mit Angaben 

über Standorte, Art und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden der ge-

planten Vorhaben 

Der ursprüngliche Planungsanlass für die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 50 „Kuhlheck-

Pützfuhr“ (Satzungsbeschluss 31.08.2000, Inkrafttreten 28.10.2000) war die Erschließung der im 

Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche ausgewiesenen landwirtschaftlich genutzten Flächen. 

In der Folge wurden die Baugrundstücke parzelliert und für den westlichen Teil des Geltungsbe-

reichs wurde die Erschließungsstraße hergestellt. Vor dem Hintergrund der aktuell beabsichtigten 

Erschließung weiterer, bisher unbebauter Teilflächen des Plangebiets wurde geprüft, ob Anpas-

sungen am Planungsrecht erforderlich werden. 

Aus einer juristischen Bewertung der in dem Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum 

Maß der baulichen Nutzung und den sonstigen Entwicklungen im Plangebiet und dessen Umfeld 

haben sich folgende Änderungen ergeben: 

- Änderungsbereich 1: Aufhebung des Bebauungsplans im Bereich Kalberbenden. 
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Verfahrensziel ist die Aufhebung der in der Planzeichnung per Signatur gekennzeichne-

ten BPlan-Teilfläche mit den dortigen zeichnerischen und textlichen Festlegungen, ein-

schließlich der bisherigen BPlan-Änderung, soweit sie den Aufhebungsbereich berührt. 

- Änderungsbereich 2: Streichung der Festsetzung zur sichtbaren Wandhöhe und 

Zulassung begrünter Flachdächer für den gesamten Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans 

Für den gesamten Geltungsbereich soll die Festsetzung zur sichtbaren Wandhöhe ent-

fallen, da die juristische Bewertung diese Festsetzung für unbestimmt und damit unwirk-

sam hält und der möglichen Bebauung durch die getroffenen Höhenfestsetzungen ein 

ausreichender Rahmen vorgegeben ist. 

Die Aufnahme einer Festsetzung, um begrünte Flachdächer zuzulassen, wurde von den 

zuständigen politischen Gremien beschlossen und resultiert aus einer inzwischen geän-

derten Auffassung zur Ausgestaltung von Baugebieten. 

Daraus resultiert eine Ergänzung der textlichen Festsetzung (Ziffer 1.6) zur Gebäude-

höhe bei Flachdächern. Beim Flachdach entspricht die Traufhöhe bzw. Höhe der Attika 

nahezu der Gebäudehöhe. Es wurde bei der max. zulässigen Gebäudehöhe ein Zu-

schlag von 0,5 m einbezogen, um flach geneigte Däche bzw. die Dachkonstruktion zu 

berücksichtigten, die ggf. etwas höher als die bisher festgesetzte Traufhöhe sein kann.  

- Änderungsbereich 3: Kindertagesstätte 

Im Einmündungsbereich der Straßen „Pützfuhr“ und „Planstraße H“ werden nördlich und 

südlich der „Planstraße H“ Flächen statt bisher als Wohngebiet zukünftig als Fläche für 

Gemeinbedarf festgesetzt, um dort eine Kita und die dafür erforderlichen Stellplätze re-

alisieren und damit das Angebot an Betreuungsplätzen in Hellenthal bedarfsorientiert 

erweitern zu können. 

- Änderungsbereich 4: Bereits entfallene Bäume im Bereich der Fahrbahnveren-

gung („Planstraße H“) 

Da die drei im Bebauungsplan zum Erhalt festgesetzten Bäume im Bereich der Fahr-

bahnverengung der als Planstraße H bezeichneten Verkehrsfläche durch eine unbe-

kannte Person gerodet wurden, entfällt die Erhaltsfestsetzung für diese drei Bäume. 

- Änderungsbereich 5: Ausweisung von drei Regenrückhaltebecken im Bereich der 

festgesetzten Grünflächen, z.T. auf bisher als Spielplatz festgesetzten Bereichen 

Auf den in der Planzeichnung durch entsprechende wasserwirtschaftliche Signatur ge-

kennzeichneten Teilflächen der öffentlichen Grünflächen sind insgesamt drei Regen-

rückhaltebecken vorgesehen, die im Rahmen der Bebauungsplanänderung auch pla-

nungsrechtlich berücksichtigt werden. 

Daraus resultiert für den Bereich des östlichen Regenrückhaltebeckens, dass die bishe-

rige Darstellung „Spielplatz“ innerhalb der Grünfläche entfällt. Bei der westlichen Fläche 

für Regenrückhaltebecken sind die im ursprünglichen Bebauungsplan vorgeschlagenen 

Wege innerhalb der Grünfläche nicht mehr umsetzbar. Da diese Wege nicht verbindlich 

festgesetzt wurden, kann eine alternative Wegeführung vorgesehen werden. 

Es handelt sich um Erdbecken mit einem extensivem Gräserbewuchs. 
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- Änderungsbereich 6: planungsrechtliche Berücksichtigung eines Wirtschafts-

wegs durch Festsetzung als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung und 

Anbindung dieses Teilstücks an bestehende Wegeverbindungen 

Ein Teilstück einer in Verlängerung der inzwischen hergestellten Straße „Pützfuhr“ (Plan-

straße B) nach Süden aus dem Geltungsbereich herausführenden Wegeverbindung soll 

als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung festgesetzt und an die im Bebauungs-

plan bereits festgesetzten Verkehrsflächen Besonderer Zweckbestimmung angeschlos-

sen werden. 

In diesem Zusammenhang wird aufgrund der Stellungnahme des Stromversorgers aus 

der frühzeitigen Beteiligung für die am Nordrand des Flurstücks im Änderungsbereich 6 

vorhandene Grünfläche durch eine textliche Festsetzung die Möglichkeit geschaffen, 

dort einen Stationsstandort vorzusehen. Diese Teilversiegelung innerhalb der Grünflä-

che wird in der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt. 

 

Eine Übersicht über den gesamten Geltungsbereich sowie der einzelnen Änderungen können 

den Abbildungen 1-2 entnommen werden. 

 

 

Abbildung 1: Abgrenzung des Bebauungsplans in der derzeit gültigen Fassung im Luftbild 
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Abbildung 2: Übersicht der Änderungsbereiche 1 und 3-6. Änderungsbereich 2 umfasst den ge-
samten Geltungsbereich des BPlans. 

Die im Vorfeld der Bebauungsplanänderung bereits durchgeführten Gehölzrodungen im Bereich 

von Zuwegungen und den Regenrückhaltebecken wurden der Unteren Naturschutzbehörde an-

gezeigt. 

Der räumliche Geltungsbereich der textlichen Änderung innerhalb der 2. Änderung des Bebau-

ungsplans entspricht dem gesamten Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 

50 „Kuhlheck-Pützfuhr“. Dieses wird nördlich und westlich durch die Straßen „Kalberbenden“ und 

„Auf der Schanz“ begrenzt. Östlich und südwestlich grenzen Waldflächen und im Süden landwirt-

schaftlich genutzte Flächen an das Plangebiet an. Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von ca. 

19,8 ha und befindet sich in einer Nordhanglage mit einer mittleren Neigung von ca. 20%.  

1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 

Ziele des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, und 

der Art, wie diese Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung des Bau-

leitplans berücksichtigt wurden 

Mit der Änderung des BauGB vom 20.07.2004 wurden die europarechtlichen Vorgaben zur Um-

weltprüfung im Bereich der Bauleitplanung umgesetzt. Grundlage für die Erstellung des Umwelt-

berichtes bildet dabei § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB, in dem die Vorgaben zu den Belangen des Um-

weltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die bei der Aufstellung 

der Bauleitpläne zu berücksichtigen sind, dargestellt werden.  

Das Erfordernis zur Aufstellung eines LBP ergibt sich aus dem BNatSchG (Bundesnaturschutzge-

setz) und dem § 1a (3) des BauGB (Baugesetzbuch). Dieses besagt, dass ein Planungsträger 
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bei Eingriffen, die auf Grund eines nach öffentlichem Recht vorgesehenen Fachplans vorgenom-

men werden sollen, einen Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) zu erstellen hat. Der LBP 

hat gemäß den gesetzlichen Anforderungen zum Ziel, vermeidbare Beeinträchtigungen zu iden-

tifizieren und deren Unterlassung sicherzustellen. Unvermeidbare Eingriffe in Natur und Land-

schaft müssen begründet sein und sind zu minimieren und auszugleichen bzw. durch geeignete 

landschaftspflegerische Maßnahmen Ersatz zu schaffen. Hierbei sind die im BNatSchG und im 

Landesnaturschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (LNatSchG NRW) festgelegten Ziele des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege (§ 1 BNatSchG) sowie die Maßnahmen zur Verwirklichung 

der Ziele (§ 2 BNatSchG) und deren Grundsätze zu beachten.  

Konkrete Vorgehensweisen bei unvermeidbaren Eingriffen in Natur und Landschaft werden in 

den §§ 15 bis 17 BNatSchG sowie den §§ 31 bis 34 LNatSchG NRW erläutert. Das BNatSchG 

regelt mit § 17 Abs. 4, Satz 1, dass von dem Verursacher eines Eingriffes zur Vorbereitung der 

Entscheidung und Maßnahmen zur Durchführung des § 15 BNatSchG in einem nach Art und 

Umfang des Eingriffs angemessenen Umfang die für die Beurteilung des Eingriffes erforderlichen 

Angaben zu machen sind. Insbesondere sind Angaben zu machen über   

• Ort, Art, Umfang und zeitlichen Ablauf des Eingriffs sowie  

• die vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung, zum Ausgleich und zum Ersatz der Be-

einträchtigungen von Natur und Landschaft einschließlich Angaben zur tatsächlichen und 

rechtlichen Verfügbarkeit der für den Ausgleich und Ersatz benötigten Flächen.  

Darüber hinaus soll der LBP nach § 17 Abs. 4 BNatSchG auch Angaben zu den zur Sicherung 

des Zusammenhanges des Schutzgebietssystems „NATURA 2000“ notwendigen Maßnahmen 

und den vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen nach diesem Gesetz enthalten, sofern diese Vor-

schriften für das Vorhaben von Belang sind. 

Ziele des Umweltschutzes in Fachgesetzen 

Innerhalb der für die Bauleitplanung relevanten Fachgesetze werden allgemeine Grundsätze und 

Ziele formuliert, die in der Umweltprüfung herausgestellt werden sollen. Im Folgenden werden die 

wichtigsten Zielaussagen dieser Gesetze vorgestellt. Grundsätzlich sieht das BauGB in § 1 Abs. 

6 Nr. 7 für die Aufstellung von Bauleitplänen vor, die Belange des Umweltschutzes einschließlich 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. 

Fläche, Boden 

Ziel des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) ist es, die Funktionen des Bodens nachhaltig 

zu sichern und wiederherzustellen. Gemäß § 1 BBodSchG sind schädliche Bodenveränderungen 

abzuwehren sowie Beeinträchtigungen des Bodens in seinen natürlichen Funktionen und seiner 

Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich zu vermeiden. Die Bo-

denschutzklausel des BauGB (§ 1a Abs. 2) gibt zudem vor, dass mit Grund und Boden sparsam 
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und schonend umgegangen werden soll. Landwirtschaftliche, als Wald oder zu Wohnzwecken 

genutzte Flächen sollten nur im notwendigen Umfang genutzt werden. 

Schutzgut Quelle Zielaussage 

Fläche, Boden Bundesboden-

schutzgesetz 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Baugesetzbuch 

Ziele des BBodSchG sind  

• Der langfristige Schutz des Bodens hinsichtlich seiner Funktionen 

im Naturhaushalt, insbesondere als 

o Lebensgrundlage und –raum für Menschen, Tiere und 

Pflanzen 

o Bestandteil des Naturhaushaltes mit seinen Wasser- 

und Nährstoffkreisläufen 

o Ausgleichsmedium für stoffliche Einwirkungen (Grund-

wasserschutz) 

o Archiv für Natur- und Kulturgeschichte 

o Standorte für Rohstofflagerstätten, für land- und forst-

wirtschaftliche sowie siedlungsbezogene und öffentliche 

Nutzungen 

• Der Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderungen 

• Die Förderung der Sanierung schädlicher Bodenveränderungen 

und Altlasten durch Gewässerverunreinigungen 

 

Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Wie-

dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und Innenentwicklung 

zur Verringerung zusätzlicher Inanspruchnahme von Böden.  

Außerdem dürfen landwirtschaftliche, als Wald oder für Wohnzwecke ge-

nutzte Flächen nur im notwendigen Ausmaß für andere Nutzungen in An-

spruch genommen werden. Zusätzliche Anforderungen entstehen des 

Weiteren durch die Kennzeichnungspflicht für erheblich mit umweltgefähr-

denden Stoffen belastete Böden. 

 

Wasser 

Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) gilt nach § 2 WHG für oberirdische Gewässer, Küstenge-

wässer sowie das Grundwasser. Es sollen diese Gewässer als Bestandteil des Naturhaushaltes, 

als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares 

Gut geschützt werden. Die Gewässerbewirtschaftung soll aus diesem Grund nachhaltig gesche-

hen.  

Das Landeswassergesetz für Nordrhein-Westfalen (LWG) hat zum Ziel Gewässer so zu bewirt-

schaften, dass sie dem Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen Ein-

zelner dienen. Dabei ist ein ordnungsgemäßer Wasserabfluss sicherzustellen (LWG § 2 Abs. 1). 

In § 2 Abs. 3 des LWG wird darauf hingewiesen, dass die Ziele der Raumordnung und Landes-

planung zu beachten sind. Für Grundstücke, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, be-

festigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, ist das Niederschlagswasser 
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zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah direkt oder ohne Vermischung mit Schmutzwasser über 

eine Kanalisation in ein Gewässer einzuleiten, sofern dies ohne Beeinträchtigung des Wohls der 

Allgemeinheit möglich ist (LWG § 51a Abs. 1).  

Schutzgut Quelle Zielaussage 

Wasser Wasserhaushalts-

gesetz 

 

 

 

Landeswasserge-

setz 

Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Le-

bensraum für Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum Wohl der 

Allgemeinheit und zur Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen ih-

rer ökologischen Funktion. 

 

Ziel der Wasserwirtschaft ist der Schutz der Gewässer vor vermeidbaren 

Beeinträchtigungen und die sparsame Verwendung des Wassers, sowie 

die Bewirtschaftung von Gewässern zum Wohl der Allgemeinheit, §51a 

LWG Thema der Versickerung und ortsnahen Einleitung in ein Gewässer. 

 

Klima und Luft 

Hinsichtlich der Schutzgüter Klima und Luft gelten die Ziele des BImSchG, die in § 1 Abs. 1 ge-

regelt sind. Demnach ist der Zweck des BImSchG Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, 

das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umweltein-

wirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. Des 

Weiteren sollen laut § 1 Abs. 2 BImSchG schädliche Umwelteinwirkungen durch Emissionen in 

Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung der Abfallwirtschaft vermieden und vermindert wer-

den.  

Ebenfalls relevant für die Schutzgüter Klima und Luft sind die allgemeinen Verwaltungsvorschrif-

ten zum BImSchG. Die Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) dient dem Schutz 

der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverun-

reinigungen und der Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-

gen. Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm dient dem Schutz der Allgemeinheit und 

der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche sowie der Vorsorge.  

Das BauGB regelt in § 1a Abs. 5, dass den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch 

Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung 

an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden soll.  

Schutzgut Quelle Zielaussage 

Klima Bundesimmissions-

schutzgesetz 

 

 

 

 

Das Immissionsschutzrecht gibt den Schutz vor Gefahren, erheblichen Be-

einträchtigungen und erheblichen Belästigungen vor. Zugleich eröffnet es 

Möglichkeiten auf den vorbeugenden Immissionsschutz. Das Immissions-

schutzrecht wirkt nicht mit verbindlichen Vorgaben unmittelbar auf die Bau-

leit-planung. Seine rechtlichen Grundlagen greifen auf der Ebene der An-

lagenzulassung. Allerdings muss dem Immissionsschutzrecht insoweit 
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Incl. Verordnungen 

 

 

 

 

 

22. BImSchV 

 

 

 

 

23. BImSchV 

 

 

33. BImSchV 

 

 

 

 

 

TA Luft 

 

 

 

BauGB 

 

 

Landesnaturschutz-

gesetz NRW 

 

 

 

BauGB 

Rechnung getragen werden, dass der Bauleitplan vollzugsfähig ist, von 

daher gilt: 

Die Einhaltung bindender Werte bei der Planumsetzung muss gewährleis-

tet sein. Der Plan wäre unwirksam, wenn seine Umsetzung an immissions-

schutzrechtlichen Hindernissen scheitern würde. 

Nicht bindende Orientierungswerte können im Einzelnen überschritten 

werden. Bei Einhaltung der Grenz- und Richtwerte sind Interessen der 

Emittenten und der Immissionsbetroffenen gegeneinander abzuwägen. Im 

Interesse des vorbeugen-den Emissionsschutzes kann den Emittenten die 

Ausnutzung von Grenz- und Richtwerten verwehrt werden. 

 

Grenzwerte, Toleranzmargen und Alarmschwellen für bestimmte Luft-

schadstoffe, Vorgaben für Bestandsaufnahmen und Gebietseinstufungen, 

bei der Bauleitplanung Berücksichtigung der Vorgaben als abwägungsbe-

achtlicher Belang im Umweltbericht. 

 

Kfz-bedingte Schadstoffe wurde mit der 33. BImSchV aufgehoben bietet 

jedoch „Faustformeln“ für die Abschätzung der Belastung. 

 

Programm zur Vermeidung von Ozonkonzentrationen und zur Einhaltung 

von Emissionshöchstgrenzen (Schwefeldioxid, Stickstoffoxiden, flüchtigen 

organischen Verbindungen und Ammoniak) ist von der Bundesregierung 

aufzustellen, dieses Programm 

kann ggf. abwägungsrelevanter Belang sein. 

 

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen sowie deren Vorsorge zur Erzielung eines hohen Schutzni-

veaus für die gesamte Umwelt. 

 

Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes bei der Aufstellung 

von Bebauungsplänen. 

 

Schutz, Pflege u. Entwicklung von Natur und Landschaft zur Sicherung der 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes (u. damit auch der klimatischen 

Verhältnisse) als Lebensgrundlage des Menschen u. Grundlage für seine 

Erholung. 

 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die 

dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpas-

sung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Die Ziele für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und ihre biologische Vielfalt sind im BNatSchG ge-

regelt. Demnach sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage 
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für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen 

im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schützen, dass die biologische Vielfalt, die Leis-

tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes einschließlich der Regenerationsfähigkeit und 

nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der 

Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind (§ 1 Abs. 1 BNatSchG). Dabei 

umfasst der Schutz auch die Pflege, die Entwicklung und soweit erforderlich, die Wiederherstel-

lung von Natur und Landschaft. 

Seit der Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in 2007 und 2009 müssen die 

Artenschutzbelange bei allen Bauleitplanverfahren berücksichtigt werden. In diesem Zusammen-

hang ist eine Artenschutzprüfung (ASP) durchzuführen, bei der ein naturschutzrechtlich fest um-

rissenes Artenspektrum (in Nordrhein-Westfalen: planungsrelevante Arten (MUNLV NRW 2007)) 

einem bis zu dreistufigen Prüfverfahren unterzogen wird. 

Schutzgut Quelle Zielaussage 

Tiere, Pflan-

zen und biolo-

gische Vielfalt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bundesnaturschutz-

gesetz 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

BauGB 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als für Le-

ben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künfti-

gen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schüt-

zen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wieder-herzustel-

len, dass: 

• die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 

• die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit 

der Naturgüter, 

• die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und 

Lebensräume 

• die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind.  

Berücksichtigung aller naturschutzrechtlich relevanten Schutzgebietskate-

gorien. 

 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind insbesondere die Belange des 

Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege, insbesondere u. a. die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, 

Wasser, Luft, Klima, und das Wirkungsgefüge zwischen Ihnen sowie die 

Landschaft, die biologische Vielfalt und ferner die Vermeidung und der 

Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-

haltes in seinen in § 1(7) Nr.7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen 

(Eingriffsregelung nach dem Bundesnatur-schutzgesetz) zu berücksichti-

gen. Eingriffsregelung gem. BauGB, Ab-wägende Prüfung von Maßnah-

men zur Vermeidung und zum Aus-gleich erheblicher Beeinträchtigungen 

von Natur und Landschaft. Fest-setzungen zum Naturschutz. 
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NATURA 2000 

 

§§ 44 ff BNatSchG 

 

 

Vogelschutzrichtli-

nie (V-RL) 

 

 

 

 

 

 

 

 

FFH RL 

Es ergibt sich die Notwendigkeit der Durchführung einer Artenschutz-prü-

fung bei allen Bauleitplanverfahren. 

 

Schutz und Erhaltung sämtlicher wildlebender heimischer Vogelarten und 

ihrer Lebensräume. Alle Vogelarten des Anhangs I der V-RL, alle regelmä-

ßig auftretenden Zugvogelarten, Sicherstellung von Überleben und Ver-

mehrung im Verbreitungsgebiet auch Mauser und Überwinterungsgebiete 

von Zugvogelarten im Wanderungsgebiet, Gebiet muss nach ornithologi-

schen Kriterien zu den für die Erhaltung der Arten zahlen und flächenmä-

ßig geeigneten Gebieten gehören, Pflicht der Mitgliedsstaaten zur Auswei-

sung entsprechender Schutzgebiete bei Erfüllung der Voraussetzung Art. 

4 (1,2) der VRL. 

 

Sicherung der Artenvielfalt durch Erhaltung der natürlichen Lebensräume 

sowie wildlebender Tiere und Pflanzen  

Natürliche Lebensraumtypen, Habitate der Arten, prioritäre Lebensraum-

typen und Arten je nach Anhang der FFH - RL, 

Meldung der Gebiete durch Mitgliedsstaaten, Erstellung einer Liste der EU-

Kommission (1998), Ausweisung besonderer Schutzgebiete durch die Mit-

gliedsstaaten binnen 6 Jahren,  

Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG wäre auf der bauleitplaneri-

schen Ebene abzuarbeiten (u.a. Prüfung von Alternativlösungen, zwin-

gende Gründe öffentlichen Interesses, die überwiegen). 

 
Orts- und Landschaftsbild, Erholung 

Gemäß § 1 Abs. 4 und 6 des BNatSchG soll die Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und 

als Lebensgrundlage des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im 

besiedelten und unbesiedelten Bereich zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft gepflegt, entwickelt und gege-

benenfalls wiederhergestellt werden. 

Schutzgut Quelle Zielaussage 

Landschaft Bundesnaturschutz-

gesetz 

 

 

 

 

 

BauGB 

Schutz, Pflege, Entwicklung und ggf. Wiederherstellung der Landschaft auf 

Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit 

des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im 

besiedelten und unbesiedelten Bereich zur dauerhaften Sicherung der 

Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und 

Landschaft. 

 

Erhaltung und Entwicklung des Orts- und Landschaftsbildes im Rahmen 

der Bauleitplanung. Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes 

bei der Aufstellung von Bebauungsplänen. 

 

Mensch, Gesundheit 
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Für den Menschen als Schutzgut sind die Vorgaben des BauGB § 1 Abs. 6 relevant, welche die 

Vermeidung von Emissionen und damit gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicher-

heit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung sicherstellen. Ebenfalls zur Anwendung kommen das 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), die Technische Anleitung Lärm (TA Lärm) und 

Technische Anleitung Luft (TA Luft), die den Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche und Luftverunreinigungen festsetzen.  

Schutzgut Quelle Mensch 

Mensch, Ge-

sundheit 

Baugesetzbuch 

 

 

 

 

 

BauNVO 

 

 

Abstandsliste NRW 

 

 

Bundesimmissions-

schutzgesetz incl. 

Verordnungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Insbesondere 

16. BImSchV 

 

18. BImSchV 

 

 

 

§ 50 BImSchG 

Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse Be-

rücksichtigung der Belange des Umweltschutzes bei der Aufstellung der 

Bauleitpläne, insbesondere die Vermeidung von Emissionen. 

Weitere Belange nach §1 BauGB Festsetzungsmöglichkeiten zum Immis-

sionsschutz gem. § 9 

 

Nutzungsbezogene Gliederung, eigenschaftsbezogene Gliederung von 

Baugebieten. 

 

In Kombination mit BauNVO Feingliederung nach Betriebsart. 

 

 

Das Immissionsschutzrecht gibt den Schutz vor Gefahren, erheblichen Be-

einträchtigungen und erheblichen Belästigungen vor. Zugleich eröffnet es 

Möglichkeiten auf den vorbeugenden Immissionsschutz. Das Immissions-

schutzrecht wirkt nicht mit verbindlichen Vorgaben unmittelbar auf die Bau-

leitplanung. Seine rechtlichen Grundlagen greifen auf der Ebene der Anla-

genzulassung. Allerdings muss dem Immissionsschutzrecht insoweit 

Rechnung getragen werden, dass der Bauleitplan vollzugsfähig ist, von 

daher gilt: 

Die Einhaltung bindender Werte bei der Planumsetzung muss gewährleis-

tet sein. Der Plan wäre unwirksam, wenn seine Umsetzung an immissions-

schutzrechtlichen Hindernissen scheitern würde. Nicht bindende Orientie-

rungswerte können im Einzelnen überschritten werden. Bei Einhaltung der 

Grenz- und Richtwerte sind Interessen der Emittenten und der Immissions-

betroffenen gegeneinander abzuwägen. Im Interesse des vorbeugenden. 

Emissionsschutzes kann den Emittenten die Ausnutzung von Grenz- und 

Richtwerten verwehrt werden. 

 

Bindende Grenzwerte bei Errichtung oder wesentlicher Änderung von 

Straßen und Schienenwegen, bindend auch für die Bauleitplanung (Lärm). 

 

Richtwerte für Sportanlagen, Prüfung der Verträglichkeit geplanter Sport-

anlagen 

(Lärm). 
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TA Lärm 

 

 

 

 

DIN 18005 

 

 

 

22. BImSchV 

 

 

 

 

LAI-Hinweise, 

Runderlass 

Lichtimmissionen 

NRE 

Räumliche Trennung von Gebieten mit emissionsträchtiger Nutzung und 

immissionsempfindlicher Nutzung als Abwägungsdirektive (kein Etiketten-

schwindel bei Gebietsausweisung). 

 

Richtwerte für die Zulassung von Anlagen die § 5 und § 22 BImSchG un-

terliegen, Anwendung auf gewerbliche Anlagen bei zulässigen Grenzwert-

festsetzungen, Grundlage für die Ermittlung des IFSP und von Emissions-

kontingenten nach der DIN 45691 (Lärm). 

 

Orientierungswerte für die städtebauliche Planung (Lärm), anzustrebende 

Werte von Verkehrs- und Gewerbelärm bei der Ausweisung von Bauge-

bieten, deren Überschreitung abwägend zu rechtfertigen ist. 

 

Grenzwerte, Toleranzschwellen und Alarmwerte bestimmter Luftschad-

stoffe, Vorgaben für Bestandsaufnahme und Gebietseinstufung bzgl. Luft-

schadstoffen in der Bauleitplanung Berücksichtigung als abwägungsrele-

vanter Belange im Umweltbericht. 

 

zur Messung und Beurteilung der Wirkung von Lichtimmissionen dienen 

als Orientierungshilfe, in der Bauleitplanung ggf. Abschätzung erforderlich. 

Kultur- und Sachgüter 

Zum Schutzgut der Kultur- und Sachgüter zählen die Denkmäler, die nach § 1 Abs. 1 des Denk-

malschutzgesetzes im Land Nordrhein-Westfalen (DSchG NRW) zu schützen, zu pflegen, sinn-

voll zu nutzen und wissenschaftlich zu erforschen sind. Dazu zählen nach § 2 Abs. 5 des DSchG 

NRW auch Bodendenkmäler.  

Schutzgut Quelle Zielaussage 

Kultur- und 

Sachgüter 

BauGB 

 

 

 

BNatSchG 

 

 

 

 

 

DSchG 

Schutz von Kultur- und Sachgütern im Rahmen der Orts- und Land-

schaftsbilderhaltung und –entwicklung. Berücksichtigung der Belange des 

Umweltschutzes bei der Aufstellung von Bauleitplänen. 

 

Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit so-wie des 

Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere u.a. Natur-

landschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ih-

ren Kultur-, Bau-, und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung 

und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren. 

 

Bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen sind die Belange des Denk-

malschutzes und der Denkmalpflege angemessen zu berücksichtigen. 

 

Störfallbetriebe 

 Quelle Zielaussage 
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Störfallbe-

triebe 

UVPG 

 

 

Anlage 3 zum UVPG 

Eine UVP-Pflicht besteht bei einem Störfallrisiko nach § 8 UVPG. 

 

 

Die Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im Sinne des § 2 Nummer 7 

der Störfall-Verordnung, insbesondere aufgrund seiner Verwirklichung in-

nerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes zu Betriebsbereichen 

im Sinne des § 3 Absatz 5a des Bundesimmissionsschutzgesetzes. 

 
 
Ziele des Umweltschutzes in Fachplänen 

Regionalplan 

Im Regionalplan der Bezirksregierung Köln 

liegt das Plangebiet im Teilabschnitt Region 

Aachen, Blatt L5504 / 5704 Schleiden/Prüm und 

ist fast vollständig als „Allgemeiner Siedlungsbe-

reich“ ausgewiesen. Nur der südliche Bereich 

wird als „Waldbereich“ und „Allgemeiner Frei-

raum- und Agrarbereich“ mit der überlagerten 

Freiraumfunktion „Schutz der Landschaft und 

landschaftsorientierte Erholung“ dargestellt. 

 

Der Regionalrat als regionaler Planungsträger 

hat mit Beschluss vom 11.07.2025 über die 

Feststellung des neuen Regionalplans für den 

Regierungsbezirk Köln (Textliche Festlegungen 

zur Neuaufstellung des Regionalplans Köln, 

Stand: Juli 2025) entschieden. Nach Rechtsprü-

fung durch die Landesplanungsbehörde und Be-

kanntmachung im Gesetz- und Verordnungs-

blatt für das Land NRW tritt der Regionalplan 

Köln in Kraft. Das Plangebiet liegt gemäß der 

zeichnerischen Darstellung des neuen Regio-

nalplans für den Regierungsbezirk Köln (Stand: Juli 2025; Blatt 10; Kreis Euskirchen) ebenfalls 

fast vollständig in einem „Allgemeinen Siedlungsbereich“. Auch hier sind die südlichen Bereiche 

des Geltungsbereich, in dem keine Bebauung vorgesehen ist, als „Allgemeiner Freiraum- und 

Agrarbereich“ mit der überlagerten Freiraumfunktion „Schutz der Landschaft und landschaftsori-

entierte Erholung“ dargestellt. 

 

Abbildung 3: Auszug aus dem Regionalplan 

Abbildung 4: Auszug aus dem Regionalplan 
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Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan wurde im Parallel-

verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans 

„Kuhlheck-Pützfuhr“ geändert. Die Flächen des 

Plangebiets sind im derzeit gültigen Flä-chen-

nutzungsplan der Gemeinde Hellenthal (Stand: 

21. Änderung „Kuhlheck-Pützfuhr“) überwie-

gend als „Wohnbaufläche“ dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan „Hellenthal“ des Kreises 

Euskirchen datiert von Dez. 2005 (s. Abb.) be-

findet sich seit Beschluss des Kreistages von 

April 2010 in einer formellen Überarbeitung (1. 

Änderung, noch Entwurfsstadium). 

Da der Bebauungsplan im Jahr 2000 rechtskräf-

tig wurde, ist er im Landschaftsplan berücksich-

tigt, so dass die Darstellungen beider Plan-

werke übereinstimmen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 

liegt außerhalb von Schutzgebietsausweisun-

gen. Lediglich die Grünflächen am südlichen 

Rand des Geltungsbereichs werden vom angrenzenden Landschaftsschutzgebiet überlagert. Es 

handelt sich hierbei um das Landschaftsschutzgebiet „LSG-Hollerather Hochfläche“ (LSG-5404-

0001). Nähere Informationen bezüglich des Landschaftsschutzgebiets werden im Kapitel 2.1.5 

erläutert.  

  

Abbildung 5: Ausschnitt aus dem Flächennutzungs-
plan der Gemeinde Hellenthal (Stand: 21. Änderung 
„Kuhlheck-Pützfuhr“) 

Abbildung 6: Ausschnitt aus dem Landschaftsplan 
20 Hellenthal (Dezember 2005) 
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2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkun-

gen die in der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 Satz 1 BauGB er-

mittelt wurden 

 

2.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-

stands (Basisszenario), einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die 

voraussichtlich erheblich beeinflusst werden, und eine Übersicht über die vo-

raussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 

Planung, soweit diese Entwicklung gegenüber dem Basisszenario mit zumut-

barem Aufwand auf der Grundlage der verfügbaren Umweltinformationen und 

wissenschaftlichen Erkenntnisse abgeschätzt werden kann 

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im unbeplanten Zustand werden nach-

folgend auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt, um Empfindlichkeiten der Umweltmerk-

male gegenüber dem Planvorhaben herauszustellen und Hinweise auf ihre Berücksichtigung im 

Zuge der planerischen Überlegungen zu geben.  

Bei Nichtdurchführung der Planung kann davon ausgegangen werden, dass die derzeitigen Nut-

zungen im Plangebiet beibehalten werden und die in den folgenden Kapiteln beschriebene Be-

deutung und Funktionen der Schutzgüter im Plangebiet weitgehend unverändert bleiben.  

2.1.1 Fläche 

Der räumliche Geltungsbereich der textlichen Änderung innerhalb der 2. Änderung des Bebau-

ungsplans entspricht dem gesamten Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 

50 „Kuhlheck-Pützfuhr“. Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von ca. 19,8 ha. Dieses wird nörd-

lich und westlich durch die Straßen „Kalberbenden“ und „Auf der Schanz“ begrenzt. Östlich und 

südwestlich grenzen Waldflächen und im Süden landwirtschaftlich genutzte Flächen an das Plan-

gebiet an. Die Erschließung des Baugebietes ist zum Großteil bereits hergestellt, und ein Teil der 

Fläche ist bereits bebaut. Weitere Flächen befinden sich derzeit in Vorbereitung für den Bau.  

Die eindeutige Abgrenzung des Plangebietes ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

Nach § 1a Absatz 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen wer-

den. Ferner sollen landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen nur im 

notwendigen Umfang umgenutzt werden. Durch die geplanten Änderungen wird keine zusätzliche 

Flächenversiegelung, die nicht bereits im derzeit gültigen Bebauungsplan möglich wäre, vorbe-

reitet. Eine Bebauung wäre auch ohne diese Änderung möglich. Lediglich im Änderungsbereich 

5 kommt es zur Andienung der Becken zu kleinflächigen zusätzlichen Teilversiegelungen, die 

weder im derzeit gültigen Plan dargestellt werden, noch im Bestand vorhanden sind.  



 

20 

2.1.2 Boden 

Zur Betrachtung des Umweltbelangs Boden, wird die Bodenkarte (BK 50) des geologischen 

Dienstes NRW im Geoportal NRW (IM NRW, 2024) herangezogen (Maßstab 1:50.000). Die Bo-

denart des Oberbodens im gesamten Plangebiet ist tonig-schluffig. Im Plangebiet treten folgende 

Bodeneinheiten auf: 

• L5504_B311 (Bodentyp: Braunerde) 

• L5504_B321 (Bodentyp: Braunerde) 

• L5504_B341 (Bodentyp: Braunerde) 

Gemäß der 3. Auflage der Schutzwürdigkeit der Böden zählt die Bodeneinheit L5504_B311 zu 

den tiefgründigen Sand- oder Schuttböden mit sehr hoher Funktionserfüllung als Biotopentwick-

lungspotenzial für Extremstandorte (Abbildung 8). Die Schutzwürdigkeit der Bodeneinheiten 

L5504_B321 und L5504_B341 wird in der 3. Auflage der Schutzwürdigkeit der Böden nicht be-

wertet (IM NRW, 2024). Die Eigenschaften werden in der folgenden Tabelle (Tab. 1) dargestellt. 

In Abbildung 7 ist die räumliche Verteilung der Bodentypen im Plangebiet dargestellt.  

Tabelle 1: Eigenschaften der lokalen Bodeneinheiten im Plangebiet (IM NRW, 2024) 

Eigenschaft  L5504_B311 L5504_B321 L5504_B341 

Bodentyp Braunerde Braunerde Braunerde 

Grundwasser ohne Grundwasser Ohne Grundwasser ohne Grundwasser 

Staunässe ohne Staunässe ohne Staunässe ohne Staunässe 

Bodenschätzung gering (20 – 35) mittel (30 -50) mittel (40- 55) 

Nutzbare Feldkapazität gering gering hoch 

Erodierbarkeit mittel hoch hoch 

Ökologische Feuchtestufe trocken trocken fisch 

Versickerungseignung ungeeignet ungeeignet  ungeeignet 
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Abbildung 7: Räumliche Verteilung der Bodeneinheiten gemäß der Bodenkarte BK 50 von NRW 

 

Abbildung 8: Schutzwürdige Böden innerhalb des Plangebiets und dessen Umfeld 
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Es liegen derzeit keine Hinweise auf Altlasten, Altablagerungen oder sonstige stoffliche Belas-

tungen des Bodens vor. 

2.1.3 Wasser 

Hinsichtlich des Schutzguts Wasser erfolgt eine Differenzierung zwischen Oberflächengewässer 

und Grundwasser. Die Daten zum Umweltbelang Wasser basieren hierbei auf den Daten des 

Wasserinformationssystems ELWAS-WEB (MUNV, 2025).  

Oberflächengewässer 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Innerhalb des Plangebiets liegen 

auch keine gesetzlich festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiete vor.     

Ca. 170 m nördlich des Plangebiets befindet sich die Olef und das festgesetzte Überschwem-

mungsgebiet der Olef. Westlich fließt der Platißbach und der Speissiefen, östlich der Hintersiefen 

(siehe Abb. 8) (MUNV, 2024). 

Grundwasser 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Grundwasserkörpers „Linksrheinisches Schieferge-

birge“ (282_16). Es handelt sich hierbei um einen Kluftgrundwasserleiter mit einer sehr geringen 

Durchlässigkeit. Es sind keine Trinkwasserschutzgebiete (festgesetzt oder geplant) im Plangebiet 

ausgewiesen (MUNV, 2024). 
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Abbildung 9: Darstellung der Gewässer und des festgesetzten Überschwemmungsgebiets für die Olef 
(blaue Schraffierung) im Umfeld des Plangebiets 

2.1.4 Klima und Luft 

Großklimatisch betrachtet zählt Nordrhein-Westfalen zum warm-gemäßigten Regenklima mit ei-

ner mittleren Temperatur des wärmsten Monats nicht über 22°C und des kältesten Monats nicht 

unter -3°C. Dem digitalen Klimaatlas Nordrhein-Westfalen (LANUK NRW, 2025a) kann entnom-

men werden, dass im Plangebiet eine mittlere Jahrestemperatur von 9 °C mit durchschnittlich 70 

Frosttagen pro Jahr herrscht. Die mittlere Jahresniederschlagssumme beträgt 852 mm (Bezugs-

periode: 1991 bis 2020).  

Gemäß der Klimatopkarte (LANUK NRW, 2025a) herrscht im Plangebiet überwiegend Freiland-

klima. Die vorhandenen Grünländer bestätigen diese Darstellung. Lediglich die bereits vorhan-

dene Bebauung wird einem Vorstadtklima zugeordnet. Die Darstellung stimmt hier nur noch teil-

weise mit der aktuellen Situation überein. Seitdem wurde das restliche Baugebiet erschlossen 

und es befinden sich einige Wohngebäude im Bau.  

Die Klimaanalysekarte (LANUK NRW, 2025a) zeigt, dass sich das Plangebiet durch einen hohen 

bis sehr hohen nächtlichen Luftaustausch in Richtung der Siedlungsstrukturen von Hellenthal 

auszeichnet.  Auch hier stimmt die Darstellung nicht mehr mit der realen Situation überein. Die 
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bereits versiegelte Erschließungsstraße und die bereits errichteten Wohngebäude tragen nicht 

mehr zur Produktion von Kaltluft bei. 

2.1.5 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (inkl. Natura 2000-Gebiete) 

Geschützte Gebiete 

Zur Untersuchung der Betroffenheit von Schutzgebieten wurde auf den Dienst „Landschaftsin-

formationssammlung NRW (@LINFOS)“ (LANUK NRW, 2025b) zurückgegriffen. 

Natura 2000 Gebiete 

Das zusammenhängende Schutzgebietsnetz Natura 2000 umfasst die im Rahmen der FFH- und 

Vogelschutzrichtlinie gemeldeten Gebiete. Innerhalb oder im Umkreis von 300 m um das Plan-

gebiet befinden sich keine FFH- oder Vogelschutzgebiete. Das nächstgelegene FFH-Gebiet 

„Bunker Wiesen“ (DE-5504-302) befindet sich in einer Entfernung von ca. 2,79 km südöstlich des 

Plangebiets. Das nächstgelegene Vogelschutzgebiet „Nationalpark Eifel“ (DE-5304-402) befindet 

sich in einer Entfernung von ca. 5,82 km nordwestlich des Plangebiets. Aufgrund der beträchtli-

chen Entfernung der genannten Natura 2000-Gebiete zum Plangebiet ist nicht davon auszuge-

hen, dass zwischen den Gebieten und dem Plangebiet relevante funktionelle Beziehungen be-

stehen. 

Naturschutzgebiete 

Das nächstgelegene Naturschutzgebiet „Prether Bachtal und Nebenbäche“ (EU-019) liegt in einer 

Entfernung von ca. 1,13 km südwestlich des Plangebiets. Aufgrund der beträchtlichen Entfernung 

des zuvor genannten Naturschutzgebiets zum Plangebiet ist auch hier davon auszugehen, dass 

keine relevanten funktionellen Beziehungen zwischen dem Schutzgebiet und dem Plangebiet be-

stehen. 

Landschaftsschutzgebiete 

Der südliche Teil des Plangebiets befindet sich teilweise im Landschaftsschutzgebiet „LSG-

Hollerather Hochfläche“ (LSG-5404-0001) (siehe Abb. 9). Dieses Landschaftsschutzgebiet ist Teil 

der Hollerath-Broicher Hochfläche und liegt zwischen Hellenthaler Wald und Wolferter Bachtal. 

Im Süden reicht es bis an den Spillpertssifen und den Schwalenbach. Es handelt sich um eine 

nach Norden hin absinkende, eher waldarme Hochfläche. Sie ist von Bachtälern stark zergliedert, 

an deren Hangbereichen sich zumeist die wenigen im Gebiet vorkommenden Rotbuchen- und 

Fichtenwälder befinden. Die landwirtschaftliche Nutzung besteht überwiegend aus intensiven 

Mähwiesen- und weiden (Landschaftsplan 20 Hellenthal, 2005). Es erfolgt nach jetzigem Stand 

kein Eingriff in den Bereich des Landschaftsschutzgebiets. Die betroffenen Flächen sind am Rand 

des Bebauungsplans als öffentliche Grünflächen mit Pflanzfestsetzung dargestellt. Außerhalb 

des Plangebiets, im 500 m Radius um das Plangebiet, befinden sich die 
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Landschaftsschutzgebiete „Hellenthaler Wald“ (LSG-5403-0001), sowie ein Landschaftsschutz-

gebiet mit Befristung (LSG-5404-0024). 

Gesetzlich geschützte Biotope und Biotopkatasterflächen 

Im 500 m Radius um das Plangebiet befinden sich weiterhin die gesetzlich geschützten Biotope 

„Magerweide“ (BT-EU-04545), „Mittelgebirgsfluss“ (BT-EU-05755), „frische bis mäßig trockene 

Mähweide“ (BT-EU-04544) und „Magerwiese“ (BT-5504-0006-2005). Sowie die schutzwürdigen 

Biotope „Hecken um Hellenthal“ (BK-5504-006), „Weidekomplex nordwestlich Hoenningen“ (BK-

5504-022) und „Olef in Schleiden“ (BK-EU-00139), in diese wird jedoch ebenfalls nicht eingegrif-

fen. 

Im 500 m Radius um das Plangebiet sind zudem Flächen des Biotopkatasters ausgewiesen. Da-

von befindet sich keine in unmittelbarer Nähe zum Geltungsbereich. Zum einen handelt es sich 

um „Hecken um Hellenthal“ (BK-5504-006), die südlich des Plangebiets liegen (etwa 182 m ent-

fernt). Etwa 360 m südöstlich des Plangebiets ist der „Weidekomplex nordwestlich Hoenningen“ 

(BK-5504-022) im Biotopkataster kartiert. Nordöstlich des Plangebiets (etwa 380 m) ist die „Olef 

in Schleiden“ (BK-EU-00139) als Fläche des Biotopkatasters dargestellt.  

Biotopverbundflächen 

Der Biotopverbund dient der dauerhaften Sicherung der Populationen wild lebender Tiere und 

Pflanzen, einschließlich ihrer Lebensstätten, Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der Be-

wahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehun-

gen. Bei Biotopverbundflächen sind Flächen mit „herausragender Bedeutung für das Biotopver-

bundsystem“ (Kernflächen) und Flächen mit „besonderer Bedeutung für das Biotopverbundsys-

tem“ (Verbindungsflächen) zu unterscheiden. 

Der südliche Teil des Geltungsbereichs ist als „Grünland-Hecken-Komplex südlich von Hellent-

hal“ Teil des Biotopverbunds. Dem Gebiet wird eine besondere Bedeutung zugesprochen. 

Schutzziel ist der Erhalt der vielfältigen Hecken und Feldgehölze, des Quellbaches und des Ma-

gergrünlandes durch Vermeidung von Nährstoffeintrag. 

Potenzielle natürliche Vegetation 

Die potenzielle natürliche Vegetation beschreibt die Vegetation, die sich nach Aufgabe jeglicher 

anthropogenen Nutzung einstellen würde. Unter diesen Voraussetzungen wäre die Fläche ein 

Hainsimsen-Buchenwald (Waldgeißblatt-Vikariate) (BfN, 2025). Im Plangebiet finden derzeit Er-

schließungs- und sonstige Bauarbeiten statt. Auf den bislang nicht beanspruchten Flächen befin-

det sich derzeit Grünland. Die reale Situation weicht somit von der Darstellung der potenziellen 

Vegetation ab. 

Biotope 
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Im Geltungsbereich sind unterschiedliche Biotope vorhanden. Seit Rechtskraft des Bebauungs-

plans wurden Straßen hergestellt und einige Grundstücke bebaut. Der bislang unbebaut geblie-

bene Teil des Geltungsbereichs wurde weiterhin landwirtschaftlich genutzt. Inzwischen werden 

Baumaßnahmen, sowohl für die Erschließungsstraßen als auch für die Regenrückhaltbecken, 

durchgeführt und die Fläche somit zum Wohngebiet umgewandelt. Einige Wohnhäuser, insbe-

sondere im Bereich „Auf der Schanz“ und z.T. auch „Kuhlheck“ sind bereits fertiggestellt bzw. 

befinden sich im Bau.  

Der ursprüngliche Bebauungsplan Nr. 50 (Rechtskraft im Jahr 2000) setzt für den Geltungsbe-

reich Allgemeines (WA) und Reines Wohngebiet (WR) sowie Verkehrs- und Grünflächen bzw. 

Flächen für Anpflanzungen und Erhalt fest.  

Änderungsbereich 1: Im Aufhebungsbereich befinden sich Wohnhäuser mit ihren Gärten und 

Straßen (Abbildung 11). Durch die Aufhebung dieses Bereichs werden keine Biotope bean-

sprucht.  

Änderungsbereich 2: Auch die Streichung der Festsetzung zur sichtbaren Wandhöhe und Zu-

lassung begrünter Flachdächer im gesamten Geltungsbereich beansprucht keine zusätzlichen 

Biotope.  

Änderungsbereich 3: In diesem Bereich ist gemäß bestehendem Bebauungsplan Wohnbebau-

ung (Code BLP: 1.1) mit zugehörigem strukturreichem Garten (Code BLP: 4.4) möglich 

(Abbildung 11).  

Änderungsbereich 4: Im Bestandsplan ist hier eine Grünfläche eingetragen. Die Gehölze inner-

halb dieser Fläche waren zum Erhalt festgesetzt. Die zum Erhalt festgesetzten Bäume sind je-

doch nicht mehr vorhanden. Es handelte sich um eine Baumgruppe aus lebensraumtypischen 

Bäumen (Code BLP: 7.4; Abbildung 10 und Abbildung 11).  
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Abbildung 10: Abgrenzung des Änderungsbereichs 4 mit den ursprünglich zum Erhalt festgesetz-
ten Bäumen (Historisches DOP 2019).  

Änderungsbereich 5: Alle geplanten Regenrückhaltebecken befinden sich gemäß gültigem 

BPlan in öffentlichen Grünflächen. Auf den Grünflächen befindet sich im derzeit gültigen Plan die 

Festsetzung Nr. 4.2, hier soll ein gestufter Rand aus Gehölzen gemäß Pflanzliste zu vorhandenen 

Gehölzstrukturen hergestellt werden (Code BLP: 7.2). Das östliche Becken befindet sich in einer 

öffentlichen Grünfläche, die zum Teil als Spielplatz festgelegt ist. Für den Spielplatz gibt es eben-

falls eine Pflanzfestsetzung (Nr. 4.1, Eingrünung der Spielplatzflächen mit standortgerechten-hei-

mischen Gehölzen; Code BLP: 7.2). Für den nicht begrünten Spielplatz wird Intensivrasen (Code 

BLP: 4.5) als Grundlage genommen (Abbildung 11).  

Änderungsbereich 6: Im Bestand befindet sich ein vollversiegelter Wirtschaftsweg, der durch 

die Aufnahme in den Bebauungsplan planungsrechtlich berücksichtigt werden soll. Im gültigen 

BPlan ist an dieser Stelle öffentliches Grünland dargestellt, auf der die Festsetzung Nr. 4.2 (ge-

stufter Rand aus Gehölzen gemäß Pflanzenliste) liegt (Code BLP: 7.2; Abbildung 11).  

Eine Zusammenfassung der betroffenen Biotoptypen ist in Tabelle 2 zu finden. 

Tabelle 2: Vorkommende Biotoptypen 

Biotoptyp Code  Bio-

topwert 

Versiegelte Fläche 1.1 0 

Ziergärten mit > 50 % heimischen Gehölzen 4.4 3 
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Intensivrasen 4.5 2 

Hecke, Gebüsch mit lebensraumtyp. Gehölzan-

teilen > 50% 

7.2 5 

Lebensraumtyp. Baumgruppe 7.4 5 

 

 

Abbildung 11: Übersicht über die Änderungsbereiche im derzeit gültigen BPlan. Änderungsbereich 2 um-

fasst den gesamten Geltungsbereich des BPlans. 

Tiere 
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Auf Grundlage einer Sachdatenabfrage, sowie einer allgemeinen Begehung wurden die im Plan-

gebiet vorhandenen Lebensraumstrukturen im Rahmen einer ASVP beschrieben und zu einer 

Abschätzung der potenziell vorkommenden planungsrelevanten Arten herangezogen (ASVP, PE 

Becker 2024b). Nicht alle geplanten Änderungen sind gleichermaßen artenschutzrechtlich rele-

vant. So stellt die Aufhebung des BPlans im Bereich Kalberbenden (Änderungsbereich 1) und die 

Änderung der Wandhöhe und die Zulassung begrünter Flachdächer (Änderungsbereich 2) keine 

Änderungen dar, die Tiere oder Pflanzen beeinträchtigen können. Der Entfall der zum Erhalt fest-

gesetzten Gehölze (Änderungsbereich 4) verursacht ebenfalls keine Gefährdungen oder Beein-

trächtigungen, da die Gehölze bereits entfernt wurden. Die planungsrechtliche Berücksichtigung 

eines Wirtschaftswegs, der im Bestand bereits vorhanden ist, (Änderungsbereich 6) löst ebenso 

keine Verbotstatbestände aus.  

Die Ermöglichung eines Kindergartens auf zuvor als Wohnfläche ausgewiesener Fläche (Ände-

rungsbereich 3) führt nicht zu mehr Gefährdungen oder Beeinträchtigungen als die Durchführung 

des aktuell gültigen BPlans. Unter Einhaltung einer Bauzeitenbeschränkung für die Baufeldfrei-

machung können hier Gefährdungen vermieden werden.  

Im Vorfeld wurden bereits Rodungen im Änderungsbereich 5 (Regenrückhaltebecken) sowie für 

die Zuwegung/Erschließung durchgeführt. Die Becken sowie die Erschließung befinden sich be-

reits im Bau. Erhebliche Beeinträchtigungen durch den Bau von Regenrückhaltebecken statt den 

im gültigen BPlan vorgesehenen Grünflächen sind nicht zu erwarten. Die notwendigen Rodungen 

wurden bereits durchgeführt, wobei der Rodungsplan der UNB mitgeteilt wurde. Sollten darüber 

hinaus Gehölzentfernungen in den Änderungsbereichen notwendig werden, sind diese zuvor auf 

Horste, mehrfach nutzbare Nester sowie Höhlen zu kontrollieren. Für eine weitere Gehölzentfer-

nung sind ebenfalls Bauzeitenbeschränkungen einzuhalten. 

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung wurden von einem ortsansässigen Bürger Sichtungen von 

Zauneidechsen vorgebracht. Diese seien häufig zwischen den Stein-Baumaterialien gesichtet 

worden, wo diese auf den unberührten Nachbarschaftsgrundstücken zwischengelagert waren.  

Um eine gangbare Lösung im Sinne des Artenschutzes zu finden, fand am 02.05.2025 ein Be-

sprechungs- und Begehungstermin vor Ort mit Vertretern der unteren Naturschutzbehörde, Ver-

tretern der Gemeinde und dem Planungsbüro PE Becker statt. Bei dem Termin wurde das Plan-

gebiet begangen und die bereits entstandene Regenrückhaltung begutachtet. Dabei wurde ge-

meinhin festgestellt, dass die neu geschaffenen Regenrückhaltebecken mit ihren freiliegenden 

Erdflächen und Steinaufbauten, sowie der sonnenexponierten und – durch die Umzäunung gut 

geschützte Lage – ein ideales Zauneidechsenhabitat darstellen. Es wurde sich darauf geeinigt, 

in den eingezäunten Bereichen der Regenrückhaltung jeweils noch einen Steinriegel zur weiteren 

Verbesserung des Habitats einzubringen. Sie dienen zur Schaffung von Eiablage- und Ruheplät-

zen sowie Winterquartieren. Zudem sollten noch nicht entsorgte Wurzelstubben in den Bereich 
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verbracht werden, um den Tieren als Rückzugsraum zu dienen. Durch die Aufbesserung der Ha-

bitate können so noch mehr Tiere aus dem umliegenden Bereich angelockt und beherbergt wer-

den.  

Pflanzen 

Planungsrelevante Pflanzenarten kommen laut Messtischblattabfrage in den Teilflächen des Gel-

tungsbereiches nicht vor und konnten auch bei der Ortsbegehung nicht festgestellt werden. 

2.1.6 Landschafts- bzw. Ortsbild / Landschaftsbezogene Erholung 

Mit dem Schutzgut werden die Umweltauswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild ebenso 

bezeichnet wie die Umweltauswirkungen auf die Erholungsfunktion der Landschaft, die sich bei-

spielsweise direkt auf das menschliche Wohlbefinden auswirkt. Das Landschaftsbild wird von der 

bestehenden Wohnbebauung stark beeinflusst. Außerdem wird das Plangebiet landschaftlich 

durch Grünland und Gehölzstrukturen geprägt. 

Aufgrund der Vorbelastung in Bezug auf die bereits gebaute Erschließung und den vorhandenen 

Wohngebäuden wird dem Schutzgut „Landschafts- bzw. Ortsbild/landschaftsbezogene Erholung“ 

keine besondere Bedeutung zugeordnet. 

2.1.7 Mensch, einschließlich der menschlichen Gesundheit und der Bevölkerung ins-

gesamt 

Die Fläche stellt zurzeit Siedlungsfläche dar, welche durch große Gärten, Gehölzstrukturen, 

Grünlandflächen und örtlichen Wanderwegen geprägt wird. Die Umgebung des Plangebiets wird 

als Naherholungsgebiet von Einheimischen, aber auch von Touristen genutzt. Verkehrstechnisch 

wird das Gebiet über die B 265 erschlossen. Durch die bereits vorhandene Siedlungsfläche be-

stehen bereits entsprechende Vorbelastungen durch Immissionen von Schadstoffen, Lärm und 

Licht. Durch die Änderungen im Bebauungsplan ergeben sich keine Beeinträchtigungen für die 

menschliche Gesundheit.  

2.1.8 Kultur- und Sachgüter 

Innerhalb des Plangebiets befinden sich nach aktuellem Kenntnisstand keine Kultur- und Bau-

denkmäler (Denkmäler in NRW, 2025; LVR, 2025).  

2.1.9 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen sich in unter-

schiedlichem Maße. Dabei sind Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sowie Wechsel-

wirkungen aus Verlagerungseffekten und komplexe Wirkungszusammenhänge zu betrachten. 
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Die aus methodischen Gründen auf Teilsegmente des Naturhaushaltes bezogenen Auswirkun-

gen betreffen also ein stark vernetztes und komplexes Wirkungsgefüge. 

Die Umwelt kann durch die Realisierung des Vorhabens entsprechend komplexen Wirkzusam-

menhängen ausgesetzt werden. Sofern relevante Wechselwirkungen bestehen, werden diese im 

Kapitel 2.2 „Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung“ 

schutzgutbezogen berücksichtigt. 

2.1.10 Auswirkungen durch Störfallbetriebe 

Informationen zu Störfallbetrieben in der Gemeinde Hellenthal, welche Auswirkungen auf die Pla-

nung haben könnten, liegen nicht vor. Im Plangebiet sollen keine Störfallbetriebe angesiedelt 

werden. 

2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung 

Gemäß Nr. 2 b) der Anlage 1 zum BauGB sind bei der Prognose über die Entwicklung des Um-

weltzustandes bei Durchführung der Planung soweit möglich, insbesondere die möglichen erheb-

lichen Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase der geplanten Vorhaben auf die Be-

lange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bis i BauGB zu beschreiben. 

Die durch das Planvorhaben ermöglichten Baumaßnahmen und die voraussichtlich damit ver-

bundenen erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt werden nachfolgend schutzgutbezogen dar-

gestellt. Dazu wird eine Konfliktanalyse durchgeführt, in der die bau- und anlagebedingten nach-

teiligen Umweltauswirkungen hinsichtlich der naturschutzfachlich relevanten Beeinträchtigungen 

dargestellt werden. Sowohl die erheblichen als auch die unerheblichen Beeinträchtigungen wer-

den schutzgutbezogen erläutert. Es wird außerdem geprüft, ob die entsprechende Beeinträchti-

gung vermieden oder verringert werden kann, oder ein Konflikt bestehen bleibt. 

2.2.1 Mögliche erhebliche Auswirkungen infolge des Baus und des Vorhandenseins 

der geplanten Vorhaben, soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten 

Fläche 

Die Änderungsbereiche 1 und 2 haben keinen Einfluss auf eine Flächeninanspruchnahme im 

Geltungsbereich. Im Änderungsbereich 3 (Kindertagesstätte) bleibt die GRZ, und somit der Ver-

siegelungsgrad, gleich. Änderungsbereich 4 beinhaltet den Entfall von ursprünglich zum Erhalt 

festgesetzten Bäumen. Durch den Wegfall der Bäume und ihres Kronentraufbereichs kommt es 

rechnerisch zu einer geringfügigen Mehrversiegelung. Im Bestand befindet sich dort bereits die 

im Plan als Planstraße H gekennzeichnete Straße. Die Grünfläche unter den Bäumen bleibt er-

halten. Auch diese Änderung führt faktisch nicht zu einer Flächeninanspruchnahme.  
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Die Regenrückhaltebecken im Änderungsbereich 5 verursachen keine zusätzlichen Versiegelun-

gen. Die Becken werden als Erdbecken mit Vegetationsentwicklung gestaltet, sodass auch hier 

anfallendes Wasser weiterhin versickern kann. Lediglich Zu- und Ablauf sind als technische Bau-

werke zu erkennen. 

Konflikt F 1: Teilversiegelung im Änderungsbereich 6 (anlagebedingt) 

Im Bereich des Wirtschaftsweg (Änderungsbereich 6) kommt es faktisch nicht zu zusätzlichen 

Versiegelungen, da der Weg im Bestand bereits vor dem gültigen BPlan existiert, und durch die 

Aufnahme lediglich planungsrechtlich berücksichtigt werden soll. Nichtsdestotrotz ist diese Ände-

rung zu bilanzieren, da diese Fläche im derzeit gültigen BPlan vollständig mit der Festsetzung 

4.2 zur Anpflanzung von Gehölzen überlagert ist. Damit die Stromversorgung des Neubaugebiets 

sichergestellt ist, werden 94 m² teilversiegelt, um dort eine Station des lokalen Energieversorgers 

unterzubringen.  

Boden  

Konflikt B 1: Teilversiegelung im Änderungsbereich 6 (anlagebedingt) 

Wie im vorigen Abschnitt erläutert, führt lediglich der Änderungsbereich 6 zu einer geringfügigen 

Zunahme der Teilversiegelung innerhalb des Geltungsbereichs. Aufgrund der verhältnismäßigen 

Kleinflächigkeit (94 m²) im Blick auf den gesamten Geltungsbereich des BPlans (ca. 19,8 ha) sind 

keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten.  

Konflikt B 2: Bodenverdichtung und Veränderung der Bodenstruktur (baubedingt) 

Im Zuge von Baumaßnahmen in den Änderungsbereichen kann es zu Bodenverdichtungen, so-

wie zu Abgrabungs- und Aufschüttungsbereichen kommen. Mit Ausnahme des Änderungsbe-

reichs 5 und der teilversiegelten Fläche im Änderungsbereich 6 stellen die übrigen Änderungs-

bereiche keine wesentliche Änderung zum bestehenden BPlan im Bezug auf die Beanspruchung 

von Boden dar. Im Zuge der Teilversiegelung (s. Konflikt B 1) kommt es kleinflächig zu Boden-

verdichtung, ebenso bei der Herstellung der Erdbecken für die Regenrückhaltung. Es kann zu 

Umlagerungen und Veränderungen innerhalb der Bodenstruktur kommen.  

Konflikt B 3: Schadstoffeintrag (baubedingt) 

Durch Realisierung der Bauvorhaben in den Änderungsbereichen können innerhalb des Plange-

bietes Belastungen des Bodens durch baubedingte Schadstoffemissionen (z.B. Arbeitsmaschi-

nen) entstehen. 

Unter Berücksichtigung der in Kapitel 2.3 formulierten Maßnahmen sind keine erheblichen Aus-

wirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten. 

Wasser 

Gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, ver-

rieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 
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eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vor-

schriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

Basierend auf örtlichen Untersuchungen zur Aufstellung des Bebauungsplans wurde vorgesehen, 

das Niederschlagswasser der Privatgrundstücke über Mulden-Rigolensysteme zu versickern. 

Neben der üblichen Versickerung mittels Rigolen ist auf den Privatgrundstücken auch eine Ver-

sickerung mit Einrichtung einer bis an die versickerungsfähige Erdschicht heranreichende Kies-

packung unterhalb der Muldenrigole zugelassen, was eine Versickerung auch für diejenigen 

Grundstücke, auf denen aus topographischen Gründen oder wegen anstehenden Hanglehms 

eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers über Rigolen nicht möglich ist, ermög-

licht.  

Für das „leicht verschmutzte“ Niederschlagswasser der Wohnstraßen ist im rechtskräftigen Be-

bauungsplan eine Ableitung über ein Teilfilterrohr vorgesehen, das in seinem Sohlbereich zu etwa 

½ der Höhe eine geschlossene Wandung besitzt und an den vorhandenen Fremdwasserkanal in 

die Straße „Kalberbenden“ angeschlossen werden soll, der zur Olef führt.  

Für erforderliche Haus-Ringdrainagen zum Schutz der vorhandenen Bebauung ist ein Anschluss 

an das Teilfilterrohr oder an die Mulden-Rigolensysteme vorgesehen. 

Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser soll über die gemeindliche Kanalisation der Klär-

anlage zugeführt werden. 

Die Trinkwasserversorgung des Baugebietes erfolgt durch den Anschluss an die vorhandene ge-

meindliche Wasserversorgung. Die Löschwasserversorgung soll lt. Bebauungsplan im Plangebiet 

durch vom Wasserverband Oleftal zu verlegende Ringleitungen sichergestellt werden. 

Für die inzwischen bebauten Grundstücke wurden die erforderlichen Leitungen realisiert.  

Konflikt W 1: Möglicher Schadstoffeintrag in das Grund- und Oberflächenwasser 

Durch Realisierung der Bauvorhaben in den Änderungsbereichen können innerhalb des Plange-

bietes Belastungen des Wassers durch baubedingte Schadstoffemissionen (z.B. Arbeitsmaschi-

nen), sowie den Einsatz von Streusalz entstehen. 

Bei Einhaltung der in Kapitel 2.3 formulierten Maßnahmen sind keine erheblichen nachteiligen 

Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu befürchten. 

Klima und Luft  

Da es zu keiner zusätzlichen Versiegelung im Vergleich zum derzeit gültigen Bebauungsplan 

kommt, sind keine Veränderungen der Klimasituation im Geltungsbereich zu erwarten. 

Konflikt K 1.1: Belastung der Luft mit Schadstoffen 
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Baubedingt ist temporär mit einer Belastung der Luft mit Schadstoffen zu rechnen. Die Belastung 

durch die Änderungen geht jedoch nicht über die zu erwartende Belastung bei Durchführung der 

bislang möglichen Planung hinaus.  

Anlage- oder betriebsbedingte Belastungen, die über das Maß der bisher zulässigen Bebauung 

und Nutzung hinausgehen, sind ebenfalls nicht zu erwarten. 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Konflikt TPB 1: Verlust von Lebensraum (anlagebedingt) 

Der bisherig gültige Bebauungsplan ermöglicht bereits Eingriffe und Versiegelungen auf bislang 

landwirtschaftlich genutzten Flächen. In den Änderungsbereichen 1, 2 und 3 werden keine Ein-

griffe vorbereitet, die über die bereits durch den bestehenden Bebauungsplan ermöglichten Ein-

griffe hinausgehen.  

Durch die zusätzliche kleinflächige Teilversiegelung im Änderungsbereich 6 geht Fläche verloren, 

die im Bestandsbplan zur Anpflanzung von Gehölzen vorgesehen war. Der Verlust dieser Flächen 

wird in Kapitel 3 (Landschaftspflegerischer Begleitplan) entsprechend bilanziert und ist auszuglei-

chen. Da der Wirtschaftsweg, Hauptbestandteil dieses Änderungsbereichs, im Bestand bereits 

existiert geht hierdurch nicht direkt Lebensraum verloren. Der Verlust des vorgesehenen Gehöl-

zes wird ebenfalls in Kapitel 3 entsprechend bilanziert.  

Durch die Änderungen im Änderungsbereich 6 werden faktisch keine zusätzlichen Eingriffe vor-

bereitet, da der Wirtschaftsweg im Bestand bereits vorhanden ist und lediglich in den Plan aufge-

nommen werden soll. Da der Weg jedoch nicht im Bestandsbplan als solcher bilanziert worden 

ist, wird er im Zuge dieser Änderung in der Bilanzierung berücksichtigt. Der Eingriff ist entspre-

chend auszugleichen. 

Die bereits entfernten Bäume des Änderungsbereichs 4 stellen einen Eingriff dar, der auszuglei-

chen ist (s. Kapitel 3.1). Im Änderungsbereich 5 werden Regenrückhaltebecken, in bislang als 

öffentliche Grünflächen dargestellten Flächen, ermöglicht. Gemäß derzeit gültigen Festsetzun-

gen ist in diesen Grünflächen ein gestufter Rand zu vorhandenen Gehölzen herzustellen. Auch 

in der Planung ist eine Eingrünung der Flächen durch Sukzession vorgesehen. Für weitere Ge-

hölzentfernungen sind die formulierten Maßnahmen einzuhalten. So können erhebliche Beein-

trächtigungen für Tiere vermieden werden. Der Verlust des vorgesehenen Gehölzes wird in Ka-

pitel 3 (Landschaftspflegerischer Begleitplan) entsprechend bilanziert und ist auszugleichen.  

Konflikt TPB 2: Störung, Vergrämung, Tötung (baubedingt) 

Baubedingte Auswirkungen sind Beeinträchtigungen, die während der Bauphase (vorüberge-

hend) auftreten und in der Regel nur von kurz- bis mittelfristiger Dauer sind. Hierzu gehören alle 

Störungen durch Lärm, Abgase, Erschütterungen oder visuelle Störreize während der Bauphase. 
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Folgen können Meideverhalten bis hin zur Aufgabe von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Um-

feld der Bauflächen sein.  

Unter Berücksichtigung der in Kapitel 2.3 dargestellten Vermeidungs- und Verringerungsmaß-

nahmen ist nicht mit erheblichen Auswirkungen zu rechnen. 

Anlage- oder betriebsbedingte Störungen, Vergrämungen oder Tötungen durch die in den Ände-

rungsbereichen vorgesehenen Änderungen sind nicht zu erwarten. 

Landschafts- bzw. Ortsbild / Landschaftsbezogene Erholung 

Konflikt L 1: Veränderung des Orts-/Landschaftsbildes  

Durch die Errichtung von baulichen Anlagen wird sich das Landschaftsbild verändern. Durch den 

bestehenden Bebauungsplan ist jedoch bereits eine fast vollständige Bebauung des Geltungsbe-

reichs möglich. Durch die beabsichtigten Änderungen werden keine dauerhaften Beeinträchti-

gungen des Landschaftsbildes ausgelöst, die nicht bereits jetzt möglich sind.   

Mensch, einschließlich der menschlichen Gesundheit und der Bevölkerung insgesamt 

Konflikt M 1: Beeinträchtigung durch Immissionen 

Bei Umsetzung der Planung in den Änderungsbereichen kann es temporär baubedingt zu gestei-

gertem Lärmaufkommen und Abgasemissionen in angrenzenden Bereichen kommen. Erhebliche 

Auswirkungen lassen sich jedoch nicht daraus ableiten. Anlage- oder betriebsbedingte Emissio-

nen, die über das Maß der bislang möglichen Bebauung und Nutzung möglich sind, sind nicht zu 

erwarten.  

Kultur- und Sachgüter 

Derzeit sind keine nachteiligen Auswirkungen auf dieses Schutzgut erkennbar. Über vorhandene 

Bodendenkmäler liegen zum jetzigen Zeitpunkt keine Informationen vor. Bei Bodeneingriffen ist 

mit einer eventuellen Aufdeckung archäologischer Substanz (Bodendenkmäler) grundsätzlich zu 

rechnen.  

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Es sind keine erheblichen Wechselwirkungen infolge der geschilderten Umweltauswirkungen ein-

zelner Schutzgüter zu erwarten. 

Auswirkungen durch Störfallbetriebe 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der 

nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle und Katastrophen zu er-

warten sind, auf die Schutzgüter unter Kapitel 3 nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu berücksichti-

gen. Wie in Kapitel 2.1.10 bereits dargestellt, sind im Umfeld des Plangebiets keine 
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Störfallbetriebe bekannt. Auch die Ansiedlung eines Störfallbetriebs ist im Plangebiet nach jetzi-

gem Kenntnisstand nicht vorgesehen. 

2.2.2 Mögliche erhebliche Auswirkungen infolge der Nutzung natürlicher Ressourcen, 

insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, 

wobei soweit möglich die nachhaltige Verfügbarkeit dieser Ressourcen zu be-

rücksichtigen ist 

Bezüglich der Nutzung natürlicher Ressourcen wird hier auf die Ausführungen im Kapitel 2.2.1 

verwiesen.  

2.2.3 Mögliche erhebliche Auswirkungen infolge der Art und Menge an Emissionen 

von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung sowie 

der Verursachung von Belästigungen 

Es ist davon auszugehen, dass die Emissionen dieser Art in dem Umfang auftreten werden, die 

für Wohngebiete mit entsprechender Erschließung typisch sind. Beispiele für solche Emissionen 

sind Emissionen aus Heizungsanlagen oder Emissionen, die durch den Betrieb von Kraftfahr-

zeugen verursacht werden. Es wird davon ausgegangen, dass es zu keinen Immissionskonflik-

ten kommen wird. Derartige Emissionen, die durch Bauarbeiten entstehen, wurden im Rahmen 

von Kapitel 2.2.1 behandelt und bei den Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen (Kapitel 

2.3) entsprechend berücksichtigt. Die beabsichtigten Änderungen stellen keine wesentliche Än-

derung der bereits zulässigen Nutzung innerhalb des Plangebiets dar.  

2.2.4 Mögliche erhebliche Auswirkungen infolge der Art und Menge der erzeugten Ab-

fälle und ihrer Beseitigung und Verwertung 

Durch die geplante Nutzung als Wohngebiet sind betriebsbedingte, haushaltsübliche Mengen 

Abfall zu erwarten. Diese werden im Rahmen der Müllentsorgung abgeholt und ordnungsgemäß 

entsorgt. Im Rahmen der Bauphase anfallende Abfälle sind entsprechend den geltenden Vor-

schriften zu entsorgen und, sofern möglich, zu recyceln. Es ist nicht mit erheblichen Auswirkun-

gen auf die Schutzgüter durch die Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Beseitigung 

und Verwertung zu rechnen. 

2.2.5 Mögliche erhebliche Auswirkungen infolge der Risiken für die menschliche Ge-

sundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder 

Katastrophen) 

Derzeit sind bei Umsetzung der Planung keine Risiken für die menschliche Gesundheit, das kul-

turelle Erbe oder planungsrelevante Schutzgüter durch Unfälle und Katastrophen abzusehen. 
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2.2.6 Mögliche erhebliche Auswirkungen infolge der Kumulierung mit den Auswirkun-

gen von Vorhaben benachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger 

bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicherweise betroffene Gebiete 

mit spezieller Umweltrelevanz oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen 

Eine Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete ist nach der-

zeitigem Wissenstand nicht bekannt. 

2.2.7 Mögliche erhebliche Auswirkungen infolge der Auswirkungen der geplanten Vor-

haben auf das Klima (zum Beispiel Art und Ausmaß der Treibhausgasemissio-

nen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegenüber den Folgen des Kli-

mawandels 

Durch die Änderung wird keine zusätzliche Versiegelung vorbereitet oder sonstige Nutzungen 

ermöglicht, die sich negativ auf das Klima auswirken könnten. Erhebliche Auswirkungen sind 

ausgeschlossen.  

Bezüglich des Schutzguts Klima wird hier auch auf die Ausführungen im Kapitel 2.2.1 verwiesen.  

2.2.8 Mögliche erhebliche Auswirkungen infolge der eingesetzten Techniken und 

Stoffe 

Für die Umsetzung des Bebauungsplans werden voraussichtlich nur allgemein häufig verwendete 

Techniken und Stoffe angewandt bzw. eingesetzt. Bezüglich baubedingter Schadstoffemissionen 

(z. B. durch Arbeitsmaschinen) wird hier auf die Ausführungen im Kapitel 2.2.1 verwiesen. Unter 

Berücksichtigung der in Kapitel 2.3 dargestellten Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen 

ist nicht mit erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter durch die eingesetzten Techniken und 

Stoffe zu rechnen.  

2.3 Beschreibung der geplanten Maßnahmen, mit denen festgestellte erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, verhindert, verringert oder so-

weit möglich ausgeglichen werden sollen, sowie gegebenenfalls geplante 

Überwachungsmaßnahmen 

Gemäß Nr. 2 c) der Anlage 1 zum BauGB ist in dieser Beschreibung zu erläutern, inwieweit er-

hebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden, verhindert, verringert oder ausge-

glichen werden, wobei sowohl die Bauphase als auch die Betriebsphase abzudecken ist. 

Gemäß § 1a (3) BauGB sind auch die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-

turhaushalts in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans umzusetzenden Vermeidungs- und Verminde-

rungsmaßnahmen werden im Folgenden beschrieben. 
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Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen 

• V 1: Die Baufeldfreimachung (inkl. Abschieben des Oberbodens) darf ausschließlich au-

ßerhalb der Vogelbrutzeit (01. März bis 30. September) erfolgen – also in einem Zeitfens-

ter vom 01. Oktober bis zum 28./29. Februar. Sollten Eingriffe abweichend dieser zeitli-

chen Maßgabe stattfinden müssen, ist mit der UNB das weitere Vorgehen abzustimmen.   

• V 2: Sollten weitere Gehölzentfernungen in den Änderungsbereichen notwendig werden, 

sind diese außerhalb der Vogelbrutzeit durchzuführen. Um Beeinträchtigungen für horst- 

oder höhlenbrütende Tierarten sowie Fledermäuse zu vermeiden, sind die Gehölze zuvor 

durch einen fachlichen Gutachter auf Horste, mehrfach nutzbare Nester und Höhlen zu 

kontrollieren. Sofern hier temporär inaktive Brutplätze oder Fledermausquartiere entfernt 

werden, ist in Abstimmung mit der UNB für entsprechenden Ausgleich in Form von Nist-

hilfen und Fledermauskästen zu sorgen. Der Ausgleich erfolgt im Verhältnis 2:1 – für jede 

entfallende Höhle sind jeweils 2 Nist- und 2 Fledermauskästen im Umfeld zu installieren. 

• V 3: Bei der Entfernung von Bäumen, die entsprechend größere Höhlen enthalten, ist 

anhand einer endoskopischen Untersuchung vor der Entfernung zu klären, ob die Höhle 

zu diesem Zeitpunkt als Winterquartier oder Wochenstube durch Fledermäuse genutzt 

wird. Sollte dies der Fall sein, darf keine Störung der Tiere erfolgen und es ist mit der 

Fällung bis zum selbständigen Ausfliegen der Tiere zu warten. Die Höhlen sind mit ent-

sprechenden Winterquartiers- oder Wochenstubenkästen zu ersetzen – ebenfalls im Ver-

hältnis 2:1, also 2 Kästen pro entfallender Höhle.  

• V4: Bei Anlage der Baugruben und Zufahrten, sowie bei der Lagerung von Baumaterial 

ist darauf zu achten, dass keine unbeabsichtigten Fallenwirkungen für Tiere entstehen 

können.  

In einem Maßnahmenkonzept Zauneidechse (PE Becker, 2025b) wurde zudem eine ergänzende 

abgestimmte Maßnahme für die Zauneidechse formuliert: 

• V5: In den eingezäunten Bereichen der Regenrückhaltebecken ist jeweils noch ein Stein-

riegel zur weiteren Verbesserung des Habitats einzubringen. Zudem sollten noch nicht 

entsorgte Wurzelstubben in den Bereich verbracht werden, um den Tieren als Rückzugs-

raum zu dienen. Die Steinriegel sollen jeweils wie folgt ausgearbeitet werden (entspre-

chend den Vorgaben des LANUK: https://artenschutz.naturschutzinformatio-

nen.nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe/amph_rept/massn/102321#massn_2): 

o Jeder Steinriegel ist mindestens 5 m lang, 2 m breit, 1 m hoch auszubilden. 

o Es ist autochthones Gesteinsmaterial zu verwenden. 

o 60% der Steine sollten eine Körnung von 20 bis 40 cm aufweisen, sodass sich das 

gewünschte Lückensystem einstellt.  

o Im Inneren sollten gröbere Steine verwendet werden (20-40 cm) und mit kleineren 

Gesteinen bedeckt werden (10 – 20 cm). 

https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe/amph_rept/massn/102321#massn_2
https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe/amph_rept/massn/102321#massn_2
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o Im Randbereich kann ein Sandkranz von 30 cm Breite und 20 cm Höhe aufgetra-

gen werden.  

Eine ausreichende Entfernung zu potenziellen Stör- und Gefahrenquellen ist sicherzustellen. In-

nerhalb der Umzäunung liegt bereits ein hinreichend geschütztes Areal vor. Es sollte darauf ge-

achtet werden, die Steinriegel möglichst weit entfernt von möglichen Zufahrtsbereichen zu errich-

ten, um ein Überfahren oder Zertreten von Tieren zu verhindern. Zudem müssen die Anschüttun-

gen möglichst sonnenexponiert – also nicht im Schatten von Bäumen, Büschen oder Gebäuden 

anzulegen.  

In der Folge sind die Steinriegel entsprechend zu pflegen und freizuhalten. Dies erfordert die 

Entfernung von evtl. aufwachsenden Gebüschen und Gehölzen bei zu starker Beschattung. Ins-

besondere die Freistellung der sonnenexponierten Mauerseite zur Sicherstellung von Sonnen-

stellen für die Wärmeregulation ist zu beachten. Es ist zu prüfen, welche derzeit offen liegenden 

Bodenflächen tatsächlich mit einer Einsaat zu versehen sind, und wo möglicherweise auch die 

Möglichkeit besteht, Flächen für die Eidechsen ohne Vegetation zu erhalten. 

 

Schutzgutübergreifende Vermeidungsmaßnahmen: 

• V 6: Zufahrten zu Gebäuden, Hauszuwegungen und Stellplätze sind mit wasserdurchläs-

sigen, teilversiegelnden Materialien (z.B. breitfugiges Pflaster, wasserdurchlässiges 

Pflaster, Schotterrasen, wassergebundene Decken usw.) herzustellen, so dass die Was-

serdurchlässigkeit der Beläge dauerhaft gewährleistet ist. 

• V 7: Die Zuwegungen zu den Regenrückhaltebecken sollte unversiegelt ausgeführt wer-

den. 

• V 8: Bäume und Gehölze, die in der Bilanzierung nicht als Verlust gewertet sind, dürfen 

nicht beschädigt werden. Es sind entsprechende Schutzmaßnahmen zu treffen (Bau-

zäune etc.). Sollten zusätzliche Eingriffe erforderlich werden, so sind diese vorab mit der 

UNB abzustimmen und entsprechend zusätzlich zu kompensieren (Nachbilanzierung). 

• V 9: Sofern Wurzeln, Äste oder der Stamm geschädigt werden, sind diese fachgerecht 

nachzuschneiden und die entstandenen Wunden ordnungsgemäß zu versorgen. Werden 

Baugruben im Kronentraufbereich von Gehölzen mehr als eine Woche offengehalten, sind 

diese gegen Austrocknung mit geeigneten Maßnahmen gemäß DIN 18920 zu schützen. 

• V 10: Der Oberboden ist entsprechend § 202 BauGB (Schutz des Mutterbodens) und der 

DIN 18915 (Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke) von allen Bau- und Be-

triebsflächen gesondert abzutragen, zu sichern und zur späteren Wiederverwendung zu 

lagern. Für die Lagerung müssen wertvolle Flächen in der Umgebung der Baumaßnahme 

ausgenommen werden, eine Lagerung auf bereits gestörten Flächen ist anzustreben. Zur 

Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit und zum Schutz vor Erosion sind Oberbodenmieten 

spätestens nach sechs Wochen mit geeignetem Saatgut einzusäen, wahlweise sind die 
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Bodenmieten abzudecken. Nach Möglichkeit sind zumindest die obersten 20 cm des Bo-

denprofils wieder auf dem Baugrundstück einzubringen. 

• V 11: Verhaltensregeln während des Baubetriebs (ordnungsgemäße Inspektion der Fahr-

zeuge, kontrollierter Umgang mit gefährlichen Stoffen, Verwendung biologisch abbauba-

rer Hydraulikflüssigkeiten, Mitführen von Havarie-Sets für Ölunfälle) sind einzuhalten. 

• V 12: Die Bauzeit ist auf ein Minimum zu beschränken. 

• V 13: Unbelasteter Erdaushub sowie anfallende Bodenmassen durch Abtrag des Gelän-

des sind unter Beachtung der abfallrechtlichen Hinweise und Auflagen einer ordnungsge-

mäßen Entsorgung zuzuführen. Eine Deponierung ist nur in begründeten Fällen aus-

nahmsweise zulässig. 

• V 14: Abgrabungen, Aufschüttungen und Bodenumlagerungen sind auf das unbedingt 

erforderliche Maß zu reduzieren. Im Falle neu zu profilierender Bereiche sind diese un-

mittelbar nach Abschluss der Bauarbeiten anzusäen, damit die Gefahr einer Oberflä-

chenerosion nur kurzfristig auftritt. 

• V 15: Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der 

Gemeinde Hellenthal als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmal-

pflege im Rheinland unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und Fundstellen sind zu-

nächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege 

für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.  

Maßnahmen zur Vermeidung von Emissionen (inkl. Nutzung regenerativer Energien sowie 

sparsame und effiziente Nutzung von Energie), sachgerechter Umgang mit Abfällen und 

Abwasser 

• V 16: Abfälle sind gemäß den rechtlichen Vorgaben getrennt zu sammeln und dem Re-

cycling zuzuführen.  

Maßnahmen zum sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden gemäß § 1a 

(2) BauGB 

Im Rahmen der Baumaßnahmen wird es zwangsläufig zu Beeinträchtigungen des Aspektes Bo-

den hinsichtlich Versiegelung, Verdichtung, Umlagerung und Stoffbelastung kommen. Ein mög-

lichst schonender und sparsamer Umgang mit Grund und Boden ist gem. § 1a, Abs. 2 BauGB in 

allen bauleitplanerischen Verfahren anzustreben. 

Die beabsichtigten Änderungen führen zu keiner Beanspruchung von Flächen, die bislang nicht 

für eine Bebauung vorgesehen waren. Unter den schutzgutübergreifenden Maßnahmen befinden 

sich auch Maßnahmen zur Vermeidung der Beeinträchtigung des Bodens.  

Maßnahmen zum Klimaschutz gemäß § 1a (5) BauGB 



 

41 

Bauleitpläne sollen im Rahmen des Klimaschutzes Maßnahmen beschreiben, die einerseits dazu 

im Stande sind, dem Klimawandel entgegenzuwirken und andererseits eine Adaption an die Fol-

gen der klimatischen Veränderungen zu ermöglichen. Die rechtlichen Vorgaben zum Zwecke der 

sparsamen und effizienten Nutzung von Energie sowie der Nutzung erneuerbarer Energien sind 

beachtlich. Eine energieoptimierte Bauweise, Gebäudeform und -ausrichtung sowie eine umwelt-

freundliche Infrastruktur (Energieversorgung, Verkehrsanbindung) sind anzustreben. Des Weite-

ren ist die Anlage von Photovoltaik- und / oder Solaranlagen anzustreben - öffentliche Förderpro-

gramme diesbezüglich sollten möglichst in Anspruch genommen werden. 

Kompensationsmaßnahmen 

Die Kompensationsmaßnahmen werden in Kapitel 3.2 im Rahmen des Landschaftspflegerischen 

Begleitplans (Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung) aufgeführt. 

2.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele 

und der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind, 

und die Angabe der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl 

Eine Prüfung von Alternativen ist in diesem Fall nicht zweckführend. Der derzeit gültige Bebau-

ungsplan stammt aus dem Jahr 2000 und ermöglicht seitdem eine Bebauung der Fläche inner-

halb des Geltungsbereichs.  

2.5 Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Absatz 6 

Nummer 7 Buchstabe j BauGB 

Gemäß Nr. 2 e) der Anlage 1 zum BauGB können zur Vermeidung die vorhandenen Ergebnisse 

anderer rechtlich vorgeschriebener Prüfungen genutzt werden. Soweit angemessen, sollte diese 

Beschreibung Maßnahmen zur Verhinderung oder Verminderung der erheblichen nachteiligen 

Auswirkungen solcher Ereignisse auf die Umwelt sowie Einzelheiten in Bezug auf die Bereit-

schafts- und vorgesehenen Bekämpfungsmaßnahmen für derartige Krisenfälle erfassen. 

Unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung (Kap. 2.3) verbleiben 

keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen der Planung auf Umweltbelange. 

3 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 

3.1 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Die Ermittlung und Bewertung der Biotoptypen erfolgte gemäß der „Numerische Bewertung von 

Biotoptypen für die Bauleitplanung in NRW“, einem Bewertungsverfahren des Landesamtes für 

Natur, Umwelt und Klima NRW (damals noch Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-

schutz, LANUV NRW, 2008).  

Im Zuge der 2. Änderung werden mehrere Änderungsbereiche formuliert.  
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Die Änderungsbereiche 1 (Aufhebung des Bebauungsplans im Bereich Kalberbenden) und 2 

(Streichung der Festsetzung zur sichtbaren Wandhöhe und Zulassung begrünter Flachdächer für 

den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans) verursachen keine Eingriffe in die Natur 

und Landschaft, sodass es zu keinem Kompensationsdefizit kommt. Aus diesem Grund wird von 

einer detaillierten Bilanzierung der Biotoptypen abgesehen.  

Auch wenn im Änderungsbereich 3 (Kindertagesstätte) eine andere Nutzung ermöglicht wird, 

bleibt der Versiegelungsgrad der Fläche gleich. Somit werden auch hier keine Eingriffe ermög-

licht, die nicht bereits durch derzeit gültigen Bebauungsplan möglich wären. Hieraus entsteht so-

mit auch kein Defizit, das auszugleichen wäre. 

Die entfallenen Bäume innerhalb des Änderungsbereichs 4, sowie die drei Regenrückhaltebe-

cken im Änderungsbereich 5 stellen einen Eingriff in die Natur und Landschaft dar, die zu bilan-

zieren und entsprechend auszugleichen sind. Die planungsrechtliche Berücksichtigung des Wirt-

schaftswegs sowie die Teilversiegelung für eine Station des lokalen Energieversorgers (Ände-

rungsbereich 6) stellen ebenfalls einen Eingriff dar. Auch wenn der Weg dort bereits vor der 

Aufstellung des Ursprungsbebauungsplans aus dem Jahr 2000 existierte, so wurde er in der Bi-

lanzierung nicht als solcher gewertet, da er nicht in den Bebauungsplan integriert wurde. 

Änderungsbereich 4 

Im Ursprungsbplan waren die Bäume innerhalb der Grünfläche zum Erhalt festgesetzt (Abbildung 

12). Diese Bäume sind nun im Bestand nicht mehr vorhanden und müssen als Verlust bilanziert 

werden. Dies betrifft nicht nur die eingezeichnete Grünfläche, sondern auch die Kronentraufbe-

reiche, die darüber hinausragen. Da die Bäume bereits entfernt sind wurde auf das Luftbild aus 

dem Jahr 2019 zurückgegriffen. Insgesamt ist eine Fläche von 386 m² betroffen (Tabelle 3). 
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Abbildung 12: Abgrenzung des Änderungsbereichs 4 mit Bäumen, die ursprünglich zum Erhalt 
festgesetzt wurden 

Tabelle 3: Bewertung des Ausgangszustands des Änderungsbereichs 4 

Code Biotoptyp Fläche [m²] Biotopwert Fläche x Bio-
topwert 

7.4 Baumreihe mit lebensraumtypischen Ge-

hölzanteilen > 50% 

386 5 1.930 

 

Dem gegenübergestellt wird der Zustand nach Durchführung der Planung. Die Grünfläche bleibt 

auch nach der Änderung des BPlans erhalten, lediglich die Festsetzung der nicht mehr vorhan-

denen Bäume entfällt. Eine Neuanpflanzung von Bäumen ist nicht vorgesehen. Aufgrund der ver-

hältnismäßig geringen Fläche und Lage der Fläche zwischen Straße und Wohnbebauung ist eine 

Entwicklung von hochwertigen Biotopen nicht anzunehmen. Die Fläche wird als Straßenbö-

schung ohne Gehölzbestand (Code BLP: 2.2) angenommen (Tabelle 4, Abbildung 13). Die Stra-

ßenböschung kann bei Bedarf mit Regiosatgut (UG 7, Rheinisches Bergland, Typ Böschung oder 

vergleichbares) eingesät werden. 

Tabelle 4: Bewertung des Planungszustands des Änderungsbereichs 4 

Code Biotoptyp Fläche [m²] Biotopwert Fläche x Bio-
topwert 

1.1 Versiegelte Fläche (Straße) 114 0 0 

1.1 Versiegelte Fläche (Baugebiet, GRZ 0,3 m. 

10% Überschreitung) 

44 0 0 
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2.2 Straßenböschung ohne Gehölzbestand 138 2 276 

4.3 Ziergarten ohne Gehölze 90 2 180 

Gesamt 

 

386 

  

456 

 

 

Abbildung 13: Planungszustand innerhalb des Änderungsbereichs 4 

Zieht man nun den Wert des Planungszustands von dem des Ausgangszustands ab, erhält man 

ein Defizit von 1.474 Punkten, das durch die Änderung in diesem Bereich entsteht.  

Änderungsbereich 5 

Der Änderungsbereich umfasst drei Teilflächen im Geltungsbereich. Die westlichen Teilflächen 

sind bislang als öffentliche Grünflächen festgesetzt (1.451 m² südliche Fläche bzw. 3.360 m² 

nördliche Fläche; Abbildung 14). Hier liegt im Bestandsbplan bislang die Festsetzung 4.2, die 

einen gestuften Rand (analog Waldrand) auf den Pflanzflächen vorsieht (Code BLP: 7.2). In der 

östlichen Teilfläche ist im derzeit gültigen Bebauungsplan ein Spielplatz eingetragen, der mit 

standortgerechten heimischen Gehölzen gemäß der Gehölzliste einzugrünen ist (835 m²; Abbil-

dung 15). Die restliche Fläche des Änderungsbereichs ist ebenfalls mit der Festsetzung 4.2 dar-

gestellt (1.577 m²). Für die Flächen, die außerhalb des Spielplatzes liegen, wird der Biotoptyp 

Gebüsch (Code BLP: 7.2) angenommen. Die Spielplatzfläche wird dem Biotoptyp Intensivra-

sen/Staudenrabatten/Bodendecker (Code BLP: 4.5) zugeordnet. Eine Übersicht der Biotoptypen 

kann der Tabelle 5 entnommen werden. 
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Abbildung 14: Östliche Teilflächen des Änderungsbereichs 5 

 

Abbildung 15: Westliche Teilfläche des Änderungsbereichs 5. Die Regenrückhaltung ist nicht im 
gesamten Änderungsbereich vorgesehen. 
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Tabelle 5: Bewertung des Ausgangszustand des Änderungsbereichs 5 

Code Biotoptyp Fläche [m²] Biotopwert Fläche x Biotopwert 

4.5 Intensivrasen, Staudenrabatten, Bodende-

cker 

835 2 1.670 

7.2 Gebüsch, mit lebensraumtypischen Ge-

hölzanteilen > 50% 

6.373 5 31.865 

Gesamt 

 

7.208 

  

33.535 

 

Nach der Änderung werden die Flächen als Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, 

den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabfluss mit der Zweckbestimmung Regen-

rückhaltebecken im BPlan dargestellt. Die Regenrückhaltebecken werden als Erdbecken ausge-

führt, die relativ naturnah gestaltet sind. Lediglich kleinflächig im Bereich der unvermeidbaren Zu- 

und Abläufe sind die technischen Bauwerke erkennbar. Die Rückhaltebecken werden durch na-

türliche Sukzession begrünt und einmal pro Jahr gemäht. Zusätzlich sind habitataufwertende 

Steinhaufen in der umzäunten Fläche der RRB vorzusehen. 

Eine exakte Abgrenzung der Beckenflächen und somit der abschließend benötigte Flächenbedarf 

liegt derzeit nicht vor und wird auch so nicht im Bebauungsplan dargestellt. Die Maße der Becken 

wurden zum einen aus dem Luftbild, zum anderen aus einem vorliegenden Rodungsplan ent-

nommen, der jedoch nicht mehr den aktuellen Zustand darstellt. Aus diesem Grund soll die Er-

mittlung der einzelnen Biotoptypen anteilig stattfinden. Im nördlichen Becken sind 50% der ge-

samten Fläche mit Gehölzen zu bepflanzen, im westlichen Becken 40% und im östlichen Becken 

60% (Abbildung 16). Unter Einhaltung der in Kapitel 3.2 formulierten Kompensationsmaßnahmen 

wird hier von einem Gebüsch (Code BLP: 7.2) ausgegangen. Für die Fläche, die von den Becken 

eingenommen wird, wird Extensivrasen (Code BLP: 4.6) angenommen. Diese Bewertung berück-

sichtigt die tatsächliche Nutzung als unversiegelte Rückhalteflächen mit temporärem Überstau 

und extensiver Pflege. Eine Übersicht der Verteilung der Biotoptypen ist der Tabelle 6 zu entneh-

men. Die Anteile sind dabei großzügig berechnet, sodass die zusätzlich einzubringenden Stein-

riegel für die Zauneidechse (s. Kapitel 2.3) ausreichend Platz haben.  

Ein Teil der östlichen Fläche des Änderungsbereichs 5 wird nicht als Wasserflächen oder Fläche 

für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabfluss mit der 

Zweckbestimmung Regenrückhaltebecken dargestellt, befindet sich jedoch weiterhin im Ände-

rungsbereich. Diese Teilfläche unterliegt auch weiterhin der Festsetzung Nr. 3.2 („Grün- und 

Pflanzflächen im Übergang zu vorhandenen Gehölzreihen oder -gruppen“). Die Beibehaltung die-

ser Fläche im Änderungsbereich dient der Anpassung des vorgesehenen Fußwegenetzes, um 

funktionslos gewordene Wegeabschnitte alternativ anzubinden. Hieraus ergibt sich kein 
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Kompensationsbedarf, dieser Bereich wird in der nachfolgenden Eingriff- und Ausgleichsbilanzie-

rung nicht berücksichtigt.  

 

Abbildung 16: Darstellung der anteiligen Biotoptypen für die Regenrückhaltebecken 

Tabelle 6: Bewertung des Planungszustands des Änderungsbereichs 5 

Code Biotoptyp Fläche [m²] Biotopwert Fläche x Bio-
topwert 

4.6 (Becken Nord; 50%) Extensivrasen 1.680 4 6.720 

4.6 (Becken West; 60%) Extensivrasen 871 4 3.484 

4.6 (Becken Ost; 40%) Extensivrasen 959 4 3.836 

7.2 (Becken Nord; 50%) Gebüsch 1.680 5 8.400 

7.2 (Becken West; 40%) Gebüsch 580 5 2.900 

7.2 (Becken Ost; 60%) Gebüsch 1.438 5 7.190 

Gesamt 

 

7.208 
 

 

32.530 

 

Zieht man nun die Gesamtpunkte des Planungszustands von den berechneten Punkten des Aus-

gangszustands ab, erhält man ein Defizit von 1.005 Punkten. 

 

Änderungsbereich 6 

Auch wenn es faktisch hier nicht zu einer Neuversiegelung kommt, da der Weg bereits vorhanden 

ist, wird sie als solche bilanziert, um der Gesamtbilanz des Plans gerecht zu werden. Zusätzlich 

wird eine kleinflächige Teilversiegelung berechnet, um eine Station des regionalen 
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Energieversorgers zu ermöglichen. Im Ursprungsbplan sind im gesamten Änderungsbereich 6 

Pflanzflächen vorgesehen, die in direkter Verbindung mit vorhandenen Gehölzstrukturen stehen 

(Code BLP: 7.2). Insgesamt betrifft diese Änderung eine Fläche von etwa 587 m² (Tabelle 7).  

Tabelle 7: Bewertung des Ausgangszustand des Änderungsbereichs 6 

Code Biotoptyp Fläche [m²] Biotopwert Fläche x Bio-
topwert 

7.2 Gebüsch mit lebensraumtypischen Gehölzan-

teilen > 50% 

587 5 2.935 

 

Dem gegenüber gestellt wird der geplante Zustand mit Berücksichtigung des Wirtschaftswegs. 

Der BPlan stellt hier eine Versiegelung auf 97 m² dar, der jedoch im Bestand bereits vorhanden 

ist (Code BLP: 1.1) und auf 94 m² wird für eine Station des regionalen Energieversorgers Teilver-

siegelung angenommen. Für die übrige Fläche gilt weiterhin die Pflanzfestsetzung, sodass hier 

von einem Gebüsch mit lebensraumtypischen Gehölzen ausgegangen wird (Code BLP: 7.2) 

(Tabelle 8, Abbildung 17).  

Tabelle 8: Bewertung des Planungszustands des Änderungsbereichs 6 

Code Biotoptyp Fläche [m²] Biotopwert Fläche x Bio-
topwert 

1.1 Versiegelte Fläche 97 0 0 

1.3 Teilversiegelte Fläche 94 1 94 

7.2 Gebüsch mit lebensraumtypischen Gehölzan-

teilen > 50% 

396 5 1.980 

Gesamt 

 

587 

 

 

 

2.074 
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Abbildung 17: Planungszustand innerhalb des Änderungsbereichs 6 

Zieht man nun den Wert des Planungszustands von dem des Ausgangszustands ab, erhält man 

ein Defizit von 861 Punkten, das durch die Änderung in diesem Bereich entsteht.  

Insgesamt entsteht durch die Änderungen in allen Änderungsbereichen ein Defizit von 3.340 

Punkten, das auszugleichen ist.  

3.2 Kompensationsmaßnahmen 

Die Konfliktanalyse unter Berücksichtigung von Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen hat 

ergeben, dass Konflikte, die mit der Umsetzung des Bebauungsplans entstehen, nicht vermieden 

oder vermindert werden können. Durch die beabsichtigten Änderungen wird keine Fläche zusätz-

lich versiegelt. In Kapitel 3.1 wurde das verursachte Kompensationserfordernis berechnet. 

Kompensationsmaßnahmen innerhalb des Plangebiets 

Kompensationsmaßnahme 1: Förderung der natürlichen Sukzession im Bereich des Re-

genrückhaltebeckens mit extensiver Pflege  

Ziel ist die Entwicklung eines Extensivrasens durch kontrollierte natürliche Sukzession. Die Flä-

che ist einmal jährlich zu mähen, um eine niedrigwüchsige diverse Grünlandstruktur zu erhalten, 

die nicht mit der Nutzung des Regenrückhaltebeckens kollidiert. Das Mahdgut ist vollständig zu 

entfernen. Das Ausbringen von Düngemitteln und Pestiziden ist ausgeschlossen.  

Kompensationsmaßnahme 2: Gestaltung der Flächen mit Darstellung RRB ohne Re-

tentionsfunktion 
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In den eingezäunten Bereichen ist jeweils noch ein Steinriegel (s. Kapitel 2.3) zur weiteren Ver-

besserung des Habitats für Zauneidechsen einzubringen. Die Steinriegel sind entsprechend zu 

pflegen und freizuhalten. Dies erfordert die Entfernung von evtl. aufwachsenden Gebüschen und 

Gehölzen bei zu starker Beschattung.  

Es ist jeweils ein Anteil der zur Regenrückhaltung ausgewiesenen Flächen mit Gehölzen zu be-

pflanzen. Dabei sind die Pflanzungen nur auf den nicht für die Retention benötigten Flächen un-

terzubringen. Auf der Fläche des nördlichen Beckens sind 50% (1.680 m²), des westlichen Be-

ckens 40% (871 m²) und des östlichen Beckens 60% (1.438 m²) mit standortgerechten und ge-

bietsheimischen Gehölzen z.B. aus untenstehender Pflanzliste zu bepflanzen. Für eine gestei-

gerte Naturverträglichkeit können Bäume als Überhälter (z.B. aus untenstehender Pflanzliste) 

gepflanzt werden. Die jeweiligen Anteile sind dabei großzügig berechnet, dass ausreichend Platz 

für die zusätzlich anzulegenden Steinriegel ist.  

Pflanzliste: 

Waldrand/Gehölzerqänzunqs- und Randpflanzunqen  

Bäume. Hst 2xv m.B. StU 10-12 cm  

Bergahorn (Acer pseudoplatanus)  

Buche (Fagus sylvatica)  

Eberesche (Sorbus aucuparia)  

Espe (Populus tremula)  

Hainbuche (Carpinus betulus)  

Holzapfel (Malus sylvestris)  

Stieleiche (Quercus robur)  

Traubeneiche (Quercus petraea)  

Vogelkirsche (Prunus avium)  

 

Sträucher,Heister 2xv o.B. 125-150 cm  

Eingriffiger Weißdorn (Crataegus monogyna)  

Feldrose (Rosa arvensis)  

Haselnuss (Corylus avellana)  

Hundsrose (Rosa canina)  

Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)  

Schlehe (Prunus spinosa)  

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)  
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Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata)  

Obstbäume (Hoch- oder Halbstämme)  

Apfel, 2xv o.B.StU 7-9 cm  

Bohnapfel  

Französische Renette  

Gelber Edelapfel  

Jakob Lebel  

Kaiser Wilhelm  

Landsberger Renette  

Ontario  

Roter Eiserapfel  

Schöner aus Boskoop  

Weißer Klarapfel  

 

Birnen, 2xv o.B. StU 7-9 cm  

Clappsliebling  

Esperens Herrenbirne  

Frühe aus Trevoux  

Gute Graue  

Gute Luise  

 

Steinobst, 2xv o.B. StU 7-9 cm  

Hauszwetschge  

Hedelfinger Riesen  

Schwarze Knorpelkirsche  

 

Heckenpflanzen  

Sträucher, Heister 2xv o.B. 125-150 cm  

Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna) 

Feldrose (Rosa arvensis)  

Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus)  

Haselnuss (Corylus avellana)  
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Hundsrose (Rosa canina)  

Kornelkirsche (Cornus mas)  

Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)  

Schlehe (Prunus spinosa)  

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)  

Wolliger Schneeball (Viburnum lantana)  

Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata)  

 

Bäume, Heister 2x o.B. 125-150 cm  

Eberesche (Sorbus aucuparia)  

Feldahorn (Acer campestre)  

Hainbuche (Carpinus betulus)  

Holzapfel (Malus sylvestris)  

Mehlbeere (Sorbus aria)  

Nordische Eberesche (Sorbus intermedia) 

Die Pflanzung erfolgt locker gruppiert, mit Fokus auf struktur- und artenreicher Ausprägung sowie 

ökologischer Funktion. Gehölze werden nur außerhalb der Überflutungsbereiche der Becken ge-

pflanzt. Die Pflanzen sind spätestens in der ersten Pflanzperiode nach Fertigstellung der Regen-

rückhaltebecken zu pflanzen. Es erfolgt eine Entwicklungspflege über mindestens fünf Jahre, 

einschließlich Ersatz abgestorbener Pflanzen, Freistellung von Konkurrenzvegetation (z.B. Brom-

beere, Brennnessel) und Sicherung des Anwuchserfolgs.  

Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebiets 

Das ökologische Defizit in Höhe von -3.340 Wertpunkten muss durch externe Kompensations-

maßnahmen ausgeglichen werden.  

Der Ausgleich soll über das Ökokonto der Gemeinde Hellenthal laufen. Hierfür soll auf die lau-

fende Nummer 4 zurückgegriffen werden. Auf insgesamt 12.000 m² wurden hier auf dem Flur-

stück 55 (Flur 64, Gemarkung Hellenthal) ein Fichtenbestand in einen standortgerechten Laub-

holzbestand umgewandelt (Abbildung 18). Die Einbuchung erfolgte am 13.04.2017. Mit Stand 

17.09.2025 stehen hier 12.000 Punkte zur Verfügung.  

Das ökologische Defizit kann dadurch vollständig ausgeglichen werden. 
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Abbildung 18: Lage der Kompensationsfläche, auf der 2017 ein Fichtenbestand in einen standort-
gerechten Laubholzbestand umgewandelt wurde 

 

4 Zusätzliche Angaben 

4.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Ver-

fahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der 

Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel technische 

Lücken oder fehlende Kenntnisse 

Bei der Umweltprüfung zur Aufstellung des Bebauungsplans wurden die in den Referenzen (Ka-

pitel 4.4) aufgelisteten Fachinformationssysteme und sonstigen Informationen ausgewertet. Zu-

sätzlich erfolgten Begehungen des Plangebiets. Bei der Erstellung und Bearbeitung dieses Um-

weltberichtes sind keine nennenswerten Probleme aufgetreten. 

4.2 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen 

Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt 

Nach § 4 c BauGB überwachen die Kommunen als Träger der Planungshoheit die erheblichen 

Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitplanung eintreten, um insbe-

sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu 

sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Gegenstand der Überwachung ist auch die 

Durchführung von Darstellungen oder Festsetzungen nach § 1a Absatz 3 Satz 2 und von 
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Maßnahmen nach § 1a Absatz 3 Satz 4 BauGB. Unter unvorhergesehenen Auswirkungen sind 

diejenigen Umweltauswirkungen zu verstehen, die nach Art und / oder Intensität nicht bereits 

Gegenstand der Abwägung waren. Die Kommunen können dabei neben eigenen Überwachungs-

maßnahmen insbesondere auch auf anderweitige Quellen zurückgreifen. 

Als Monitoring-Maßnahmen können auch genutzt werden: 

• Auswertung von Umweltinformationen aus Überwachungsmaßnahmen der zuständigen 

Umweltfachbehörden, 

• Kenntnisnahme und Nutzung möglicher Informationen von sachkundigen Spezialisten. 

4.3 Allgemeine verständliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben  

Für die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“ der Gemeinde Hellenthal 

wurde gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt. Die Ergebnisse der 

Umweltprüfung sind im vorliegenden Umweltbericht mit integriertem Landschaftspflegerischen 

Begleitplan dargestellt.  

Die Änderung beinhaltet dabei mehrere Änderungsbereiche: Änderungsbereich 1 – Aufhebung 

des Bebauungsplans im Bereich Kalberbenden, Änderungsbereich 2 – Streichung der Festset-

zung zur sichtbaren Wandhöhe und Zulassung begrünter Flachdächer für den gesamten Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans, Änderungsbereich 3 – Kindertagesstätte, Änderungsbereich 

4 – Bereits entfallene Bäume im Bereich der Fahrbahnverengung, Änderungsbereich 5 – Aus-

weisung von drei Regenrückhaltebecken im Bereich der festgesetzten Grünflächen, Änderungs-

bereich 6 – planungsrechtliche Berücksichtigung eines Wirtschaftswegs durch Festsetzung.  

Im vorliegenden Umweltbericht wurden die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter 

Boden, Fläche, Wasser, Klima, Luft, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Natura-2000-Gebiete, 

Orts- und Landschaftsbild, Erholung, Mensch und menschliche Gesundheit, Kultur- und Sachgü-

ter, sowie Auswirkungen durch Störfallbetriebe bewertet und entsprechende Vermeidungs- und 

Verminderungsmaßnahmen formuliert, um die Auswirkungen möglichst gering zu halten.  

Im Rahmen der integrierten landschaftspflegerischen Begleitplanung wurde eine Eingriffs- und 

Ausgleichbilanzierung vorgenommen. Lediglich in den Änderungsbereich 4 bis 6 entstehen Ein-

griffe, die über den bereits gültigen Bebauungsplan hinausgehen und somit zu bilanzieren sind. 

Durch die Änderungen bzw. die dadurch ermöglichten Eingriffe ergibt sich ein Kompensationsde-

fizit von 3.340 Punkten, das über das Ökokonto der Gemeinde ausgeglichen wird. Der Eingriff 

kann so vollständig ausgeglichen werden. 

Bei Beachtung der Vermeidungs-, Verminderungs- und Kompensationsmaßnahmen werden er-

hebliche, nachhaltige Umweltauswirkungen wirkungsvoll vermieden.  
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